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Lech, 8. Jänner 2026 
 

Verhandlungsschrift 
 
über die 9. Sitzung der Gemeindevertretung am Montag, 15. Dezember 2025, im Raum 1.1 im Dorfhus. 
Beginn: 20.00 Uhr 
 
Anwesend: 
Vorsitzender  Bürgermeister Gerhard Lucian 
Gemeinsam für morgen  Vizebürgermeister Elias Beiser 
 Peter Kaufmann 
 Gemeinderätin Sofia Riegler 
 Benjamin Schneider 
 Aurel Strolz 
 Mag. Benedikt Walch 
 Josef Martin Walch 
Liste Lech  Hansjörg Elsensohn 
 Florian Hagen 
 Melanie Huber 
 Mag.a Kathrin Ortlieb 
 Johannes Pfefferkorn 
 Gemeinderat Peter Scrivener 
Unser Dorf  Gemeinderat Mag. Thomas Eggler 
 Clemens Walch 
Zukunft wagen  Brigitte Finner 
Schriftführer  Gemeindesekretär Mag. Elmar Prantauer 
 
Entschuldigt: 
Unser Dorf  Sandra Jochum 
 
 

Tagesordnung 
 
1. Genehmigung der Verhandlungsschrift über die 8. Sitzung der Gemeindevertretung vom 24.11.2025 
2. Festsetzung der Abgaben, Gebühren und Entgelte für das Jahr 2026 
3. Beratung und Beschlussfassung betreffend Bestandsvertrag Waldinteressentschaft Schönenberger 

Wald - Gemeinde Lech 
4. Beratung und Beschlussfassung betreffend Vereinbarung Gemeinde Lech - Schneider Erdbau GmbH 
5. Bericht des Prüfungsausschusses 
6. Berichte 
7. Allfälliges 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerhard Lucian begrüßt alle anwesenden Gemeindevertreter:innen und 
Zuhörer:innen und stellt fest, dass sämtliche Gemeindevertreter:innen zur heutigen Sitzung ordnungsgemäß 
geladen wurden und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

mailto:madeleine.guhl@gemeinde.lech.at
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Vor Eingang in die Tagesordnung wird gemäß 41 Absatz 1 Gemeindegesetz der Tagesordnungspunkt 1. von der 

Tagesordnung abgesetzt, da noch einige Überarbeitungen hinsichtlich des Protokolls der letzten Sitzung 

erforderlich sind. 
 
 

Beschlüsse und Beratungen 
 
 
1 Genehmigung der Verhandlungsschrift über die 8. Sitzung der Gemeindevertretung vom 24.11.2025 
Abgesetzt. 
 
 
2 Festsetzung der Abgaben, Gebühren und Entgelte für das Jahr 2026 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerhard Lucian bringt vor, dass vom Finanzausschuss ein Vorschlag für die 
Festsetzung der Abgaben, Gebühren und Entgelte für das Jahr 2026 erarbeitet wurde. Er ersucht den Obmann 
des Finanzausschusses Gemeinderat Peter Scrivener den erarbeiteten Vorschlag zu erläutern. 
 
Gemeinderat Peter Scrivener bringt vor, dass der Gemeindevertretung im Vorfeld im Sitzungprogramm 
Session die Liste der im Finanzausschuss erarbeiteten Abgaben, Gebühren und Entgelte für das Jahr 2026 
zur Kenntnis gebracht wurde. Prinzipiell geht es dabei bis auf wenige Ausnahmen um Indexanpassungen und 
somit um eine Erhöhung von ca. 3,8% bis 4,5%. Es gibt einige Ausreißer bei ganz geringfügigen Gebühren wo 
Cent-Rundungen vorgenommen wurden. Dies ist jedoch unbedeutend. 
 
Über Vorschlag von Musikschuldirektor Hans Finner wurden die Musikschulgebühren entsprechend einem 
durchgeführten Landesvergleich angepasst. Im Landesvergleich waren die Musikschulgebühren der 
Gemeinde Lech sehr günstig, sodass die nun vorgenommene Anpassung prozentuell höher ausgefallen ist. 
 
Gemeinderat Peter Scrivener erklärt weiters, dass die Gebühren für Kinderbetreuung, Schülerbetreuung und 
Ferienbetreuung vom Sozialausschuss noch einmal angeschaut und geprüft werden, sodass vorgeschlagen 
wird, die Gebühren für Kindergarten und Kinderbetreuung sowie Schüler:innenbetreuung/Ferienbetreuung 
für das Schul- bzw. Kindergartenjahr 2026/2027 zu vertagen. Die Obfrau des Sozialausschusses Melanie 
Huber erklärt dazu, dass sich der Sozialausschuss diese Gebühren noch einmal ganz genau anschauen 
möchte um bestimmte Ungereimtheiten beispielsweise bei der Wochenpauschale der Ferienbetreuung im 
Hinblick auf den Tagessatz zu überprüfen. Diese Gebühren werden im Sozialausschuss behandelt und es 
ergeht dann rechtzeitig ein Vorschlag zur Beschlussfassung an die Gemeindevertretung. 
 
Zum Thema Parkabgaben beim Schwimmbad wird erklärt, dass für die Parkabgabe beim Schwimmbad das 
Parkabgabengesetz als rechtliche Grundlage zu beachten ist. In der Diskussion wird die Thematik der Parker 
mit Fahrradträger angesprochen, wobei vom Obmann des Verkehrsausschusses Peter Kaufmann vorgebracht 
wird, dass diese Thematik im Verkehrsausschuss besprochen wurde und man mit Beschilderungen versucht 
hat diese Problematik zu lösen. Bürgermeister Gerhard Lucian bringt vor, dass die Sicherheitswache 
beauftragt wurde Kontrollen durchzuführen und sich die Situation dadurch gebessert habe. Es sei auch 
vorgesehen in diesem Bereich weiße Linien einzuzeichnen.  
Über eine Frage von Aurel Strolz wird erklärt, dass Strafbehörde die Bezirkshauptmannschaft Bludenz ist und 
ein Teil der Strafgelder von der Bezirkshauptmannschaft an die Gemeinde refundiert wird. 
Über eine Frage wird erklärt, dass die Parkgebühren auf Grundlage des Parkabgabegesetzes festgesetzt und 
eingehoben werden, und somit keine beliebige Höhe der Abgabe festgelegt werden kann. Es wird 
vorgeschlagen zu prüfen, wenn die Lech Zürs Tourismus GmbH bzw. die Gemeinde Lech Service GmbH den 
Parkplatz beim Schwimmbad privatwirtschaftlich betreiben würde, ob dann die Höhe der Gebühr 
privatwirtschaftlich festgesetzt werden könnte. Mag. Benedikt Walch erklärt dazu, dass dies nichts bringe, 
da man dann nur mit einer Besitzstörungsklage vorgehen könne und dazu eine Kostennutzenrechnung 
angestellt werden müsste. 
 
Über Antrag von Bürgermeister Gerhard Lucian werden die Abgaben, Gebühren und Entgelte für das Jahr 2026 
einstimmig gemäß dem präsentierten Vorschlag, welcher der Verhandlungsschrift beigelegt wird, 
festgesetzt. 
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Die Gebührenverordnungen werden einstimmig wie folgt neu erlassen: 
 

VERORDNUNG DER GEMEINDE LECH 
ÜBER DIE REGELUNG DER WASSERGEBÜHREN 

 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Lech vom 15. Dezember 2025 wird auf 
Grund des Gesetzes über die öffentliche Wasserversorgung durch die Gemeinden in Vorarlberg, LGBl. Nr. 
3/1999 i.d.g.F., sowie des § 17 Abs. 3 Ziff. 4 Finanzausgleichsgesetz 2024, BGBl. I Nr. 168/2023 i.d.g.F. verordnet: 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
 
(1) Zur Deckung der Kosten für die Errichtung und den Betrieb der Gemeindewasserversorgungsanlage 
werden für die Lieferung des Wassers folgende Gebühren erhoben: 
a) Wasserversorgungsbeiträge 
b) Wasserbezugsgebühren 
c) Wasserzählergebühr 
 
(2) Sämtliche Gebäude haben spätestens mit dem Tag des Anschlusses an das Wasserversorgungsnetz 
Messeinrichtungen (Wasserzähler) einzubauen. Der Einbau der Wasserzähler ist durch befugte Fachleute 
herzustellen. Die Betreuung und die Kontrolle des periodischen Ablesens erfolgt über die Mitarbeiter des 
Wasserwerkes der Gemeinde Lech. Das Ablesen über die verbrauchte Wassermenge hat zu den festgesetzten 
Terminen durch die Gebäudeinhaber bzw. deren Vertreter zu erfolgen. 
 

2. Abschnitt 
Wasserversorgungsbeiträge 

§ 2 Allgemeines 
 
(1) Wasserversorgungsbeiträge sind die Wasseranschlussgebühr und die Ergänzungsgebühr. 
(2) Gebührenschuldner ist der Anschlussnehmer gemäß § 2 Abs 3 Wasserversorgungsgesetz idgF. 
(3) Miteigentümer schulden die Wasserversorgungsbeiträge zur ungeteilten Hand. Dies gilt nicht, wenn mit 
dem Miteigentumsanteil das dingliche Recht auf ausschließliche Nutzung und Verfügung über eine 
selbständige Wohnung oder sonstige selbständige Räumlichkeiten (Wohnungseigentum) verbunden ist. In 
diesen Fällen kann, sofern ein gemeinsamer Verwalter bestellt ist, die Zustellung von Abgabenbescheiden an 
diesen erfolgen. 
(4) Das Beitragsausmaß ergibt sich aus dem mit der Bewertungseinheit vervielfachten Beitragssatz. 
 
 

§ 3 
Anschlussgebühr 

 
(1) Für den Anschluss von Gebäuden, Betrieben und Anlagen an die Gemeindewasserversorgung wird eine 
Anschlussgebühr erhoben. 
(2) Diese ergibt sich aus dem mit der Bewertungseinheit vervielfachten Gebührensatz. Für Ferienwohnungen 
wird ein Zuschlag von 50 % festgelegt. 
(3) Die Bewertungseinheit beträgt 29 % der Geschoßfläche von Gebäuden oder Grundflächen sonstiger 
Bauwerke und Anlagen. 
(4) Bei Garagen reduziert sich die Bewertungseinheit auf 14,5 % dieser Geschossfläche. 
(5) Die Geschoßfläche ist die Summe der Flächen der Geschoße eines Gebäudes, einschließlich der 
Innenwände, jedoch ohne die Außenwände, gemessen 1,80 m über dem Fußboden; Geschoßflächen von nicht 
allseits umschlossenen Räumen zählen nicht dazu. 
(6) Das Wirtschaftsgebäude aktiver Landwirte wird von der Anschlussgebühr befreit mit Ausnahme der in 
diesem Gebäude enthaltenen bewohnbaren Räume. 
(7) Der Beitragssatz wird mit EUR 83,60 festgesetzt. 
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(8) Der Gebührenanspruch entsteht mit dem Abschluss der Vereinbarung über den Wasseranschluss.  
 

§ 4 
Ergänzungsgebühren 

 
(1) Wenn sich die Bewertungseinheit für die Bemessung der Anschlussgebühren ändert, wird eine 
Ergänzungsgebühr zur Anschlussgebühr erhoben. 
(2) Die Höhe der Ergänzungsgebühr errechnet sich aus dem Unterschiedsbeitrag zwischen der neuen und der 
bereits geleisteten Anschlussgebühr, wobei die bereits geleistete Anschlussgebühr unter Anwendung des 
geltenden Beitragssatzes rechnerisch neu festzulegen ist. Für die Ermittlung der neuen Anschlussgebühr 
sind bei der Berechnung der Teileinheit nach § 3 Abs. 3 und 4 die Außenwände insoweit zu berücksichtigen, 
als sie schon bei der Ermittlung der bereits geleisteten Anschlussgebühr berücksichtigt wurden. 
(3) Die Gebührenschuld entsteht mit der Vollendung des Vorhabens. 
 

§ 5 
Wiederaufbau 

 
Beim Wiederaufbau von abgebrochenen oder zerstörten Gebäuden, Betrieben oder Anlagen sind die 
geleisteten Wasserversorgungsbeiträge verhältnismäßig anzurechnen. Die Bestimmung § 4 Abs. 2 gilt 
sinngemäß. 
 

3. Abschnitt 
Wasserbezugsgebühren und Wasserzählergebühren 

§ 6 Bemessung 
 
(1) Für den Bezug von Wasser aus der Gemeindewasserversorgung werden Wasserbezugsgebühren erhoben. 
(2) Der Berechnung der Wasserbezugsgebühren sind – vorbehaltlich des Abs. 3 die in der Zeit zwischen 01.11. 
und 30.04 und in der Zeit zwischen 01.05. und 31.10. verbrauchten Wassermengen zu Grunde zu legen. Die 
erhobenen Wassermengen sind mit dem jeweiligen Gebührensatz gemäß § 8 zu vervielfachen. 
(3) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2 ist bei der Gebührenberechnung eine Grundgebühr von EUR 
0,42/m² der Geschossfläche und Jahr zu veranschlagen. Die Nettogrundfläche von Garagen, die 10 % der 
Gesamtgeschossfläche des dazugehörigen Gebäudes übersteigt, ist von Entrichtung der Grundgebühr 
befreit. Diese Befreiungsbestimmung findet jedoch bei jenen Garagen keine Anwendung, die lediglich eine 
Fläche bis einschließlich 30 m² aufweisen. 
(4) Der Gebührenanspruch für die Grundgebühr und die Wasserzählergebühr entsteht am 1. 1. des laufenden 
Jahres, für die Gebühr der verbrauchten Wassermenge am 1. 5. des laufenden Jahres. 
 

§ 7 Gebührenschuldner 
 
(1) Die Wasserbezugsgebühr und Wasserzählergebühr ist vom Eigentümer des Gebäudes (des Betriebes oder 
der Anlage) zu entrichten. 
(2) Der § 2 Abs. 3 gilt sinngemäß. 
(3) Ist das Gebäude (Betrieb, Anlage) vermietet, verpachtet oder sonst zum Gebrauch überlassen, so kann die 
Wasserbezugsgebühr dem Inhaber (Mieter, Pächter, Fruchtnießer udgl.) vorgeschrieben werden. Der 
Eigentümer bzw. der Inhaber haftet persönlich für die Gebührenschuld. 
 

§ 8 Gebührensätze 
 
(1) Der Gebührensatz für die Ermittlung der Wasserbezugsgebühr beträgt für den Zeitraum 01.11. bis 30.04. 
EUR 1,56/m³. 
(2) Der Gebührensatz für die Ermittlung der Wasserbezugsgebühr beträgt für den Zeitraum 01.05. bis 31.10. 
EUR 0,18/m³. 
(3) Die Grundgebühr beträgt EUR 0,42/m² der Geschossfläche. 
(4) Die Jahresmiete für die Wasserzähler beträgt: für 4 m³ EUR 27,06, für 7 m³ EUR 43,56, für 16 m³ EUR 69,85, 
für 20 m³ EUR 69,85, für 30 m³ EUR 97,68 und für Sondergrößen je nach Eichaufwand. 
(5) In den Gebührensätzen ist die Mehrwertsteuer enthalten. 
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§ 9 Sonderregelungen 
 
(1) Das Wirtschaftsgebäude aktiver Landwirte, nicht jedoch in diesem Gebäude enthaltene bewohnbare 
Räume, wird sowohl von der Wasserbezugsgebühr als auch von der Jahresmiete für den Wasserzähler 
gebührenbefreit. § 10 Diese Verordnung findet mit Ausnahme des § 8 Abs. 4 (Miete für die von der Gemeinde 
bereitgestellten Wasserzähler) nur für jene Gebäude Anwendung, die an die öffentliche Wasserversorgung 
der Gemeinde angeschlossen sind. 
 

§ 11 
Schlussbestimmung 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wassergebührenverordnung vom 
23.12.2025 außer Kraft. 
 
************************************************************************************************** 
 

VERORDNUNG DER GEMEINDE LECH 
ÜBER DIE REGELUNG DER HUNDEABGABE 

 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Lech vom 15. Dezember 2025 wird auf 
Grund des § 17 Abs. 3 Ziff. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I Nr. 168/2023 i.d.g.F. verordnet: 
 

§ 1 
Abgabepflicht 

 
Wer im Gemeindegebiet von Lech einen über 3 Monate alten Hund hält, hat an die Gemeinde Lech eine 
Hundeabgabe zu entrichten. Abgabepflichtig ist der jeweilige Halter des Hundes. 
 

§ 2 
Höhe und Fälligkeit der Hundesteuer 

 
1) Die Höhe der Hundeabgabe wird mit EUR 132,00 je gehaltenem Hund festgesetzt. 
2) Die Hundeabgabe ist im vollen Jahresbetrag zu entrichten und jeweils am 31. März fällig. Wird ein 
steuerpflichtiger Hund nach dem 31. März des betreffenden Kalenderjahres angeschafft, so ist der volle 
Jahresbetrag innert vier Wochen nach dem Tag der Anschaffung fällig. Wird ein Hund während des Jahres 
abgeschafft, ist er abhandengekommen oder verendet, so erlischt die Abgabepflicht mit dem Ablauf des 
Jahres. Die bereits entrichtete Hundesteuer wird nicht rückerstattet. 
3) Wer einen Hund in Pflege hält, hat die Hundeabgabe zu entrichten, wenn er nicht nachweist, dass für den 
Hund bereits in einer anderen Gemeinde eine Hundeabgabe eingehoben wird. Bei einem Wechsel des Halters 
oder bei Beschaffung eines neuen Hundes anstelle des verendeten oder getöteten Hundes oder bei einem 
Zuzug des Halters aus einer anderen Gemeinde, wird eine im laufenden Jahre bereits entrichtete Abgabe 
angerechnet. Ein allenfalls sich hierbei ergebender Überschuss wird nicht zurückgezahlt. 
 

§ 3 
Abgabenbefreiung 

 
1) Von der Hundeabgabepflicht sind ausgenommen: 
 

a) Wachhunde, das sind Hunde, die zur Bewachung eines wachbedürftigen Objektes (Wohngebiete, 
land- und forstwirtschaftliche Betriebe udgl.) gehalten werden. Ein Objekt ist dann wachbedürftig, 
wenn es so abgelegen ist, dass im Umkreis von 300 m kein ganzjährig bewohntes Nachbarobjekt 
vorhanden ist, es nicht ganzjährig über eine PKW-Zufahrtsmöglichkeit (Umkreis von 100 m) besitzt 
und keinen Telefonanschluss hat, 
b) Blindenhunde und Lawinenhunde, wenn sie als solche ausgebildet und verwendet werden, c) 
Hunde, die in Ausübung eines Berufes oder Erwerbes gehalten werden sowie Hunde öffentlicher 
Dienststellen. 
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2) Eine Befreiung von der Hundeabgabe kann jeweils nur auf schriftlichen Antrag des Hundehalters 
erfolgen. 
 

§ 4 Meldepflicht 
 
Jeder Hundehalter, der im Gebiet der Gemeinde Lech einen Hund hält, oder für länger als einen Monat in 
Pflege nimmt, hat dies längstens innerhalb eines Monats beim Gemeindeamt Lech zu melden. Neugeborene 
Hunde sind spätestens nach Ablauf des dritten Lebensmonates zu melden. Wurde ein Hund veräußert, ist er 
verendet oder sonst abhandengekommen, ist dies unverzüglich vom Halter zu melden. 
 

§ 5 Hundemarken 
 
Für jeden Hund, dessen Haltung abgabepflichtig ist, wird von der Gemeinde Lech eine Erkennungsmarke mit 
Nummer versehen an den Hundehalter ausgehändigt. Diese Erkennungsmarke muss vom angemeldeten 
Hund getragen werden. Hunde, die ohne Erkennungsmarke angetroffen werden, kann die Gemeinde durch 
ihre Beauftragten einfangen und auf Kosten des Hundebesitzers in Verwahrung nehmen. 
 

§ 6 Auskunftspflicht 
 
Jeder Grundstückseigentümer oder dessen Stellvertreter ist verpflichtet, dem Bürgermeister oder dem von 
ihm beauftragten Organ auf Befragen über die auf seinem Grundstück gehaltenen Hunde und deren Halter 
wahrheitsgemäß Auskunft zu geben. Ebenso hat jeder Haushaltsvorstand und Betriebsinhaber und jeder 
Hundehalter die Pflicht zur wahrheitsgemäßen Auskunft über die Hundehaltung im Haushalt oder Betrieb. 
 

§ 7 Schlussbestimmung 
 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundeabgabe-Verordnung vom 
30.07.1996, Zahl 101 und 920-5/1996, in der Fassung vom 23.12.2024 außer Kraft. 
 
************************************************************************************************** 
 

VERORDNUNG DER GEMEINDE LECH 
ÜBER DIE KANALORDNUNG 

 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Lech vom 15. Dezember 2025 wird auf 
Grund des Kanalisationsgesetzes, LGBl. Nr. 5/1989 i.d.g.F. sowie des § 17 Abs. 3 Z 4 des 
Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. I Nr. 168/2023 i.d.g.F., verordnet: 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine rechtliche und technische Bestimmungen 

§ 1 Allgemeines 
 
Der Anschluss der Bauwerke, die im Einzugsbereich eines Sammelkanales liegen, an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage und die Einleitung der von diesen Bauwerken anfallenden Abwässer 
(Schmutzwässer) hat nach den Bestimmungen des Kanalisationsgesetzes und dieser Kanalordnung zu 
erfolgen. Der Einzugsbereich der Sammelkanäle wird durch Verordnung der Gemeindevertretung festgelegt. 
 

§ 2 
Sammelkanäle 

 
(1) Die Aufnahme und Weiterleitung der anfallenden Abwässer (Schmutzwässer) erfolgt über 
Schmutzwasserkanäle, das sind Sammelkanäle für Abwässer. Als Abwasser gilt Wasser, das durch 
häuslichen, gewerblichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder dadurch sonst in seiner natürlichen 
Beschaffenheit verändert ist. 
(2) In Schmutzwasserkanäle dürfen ausnahmslos nur Abwässer eingeleitet werden. 
(3) Niederschlagswässer (=Tageswässer) dürfen ausnahmslos nicht in Sammelkanäle eingeleitet werden. 
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(4) Die Verordnung der Gemeindevertretung über den Einzugsbereich der Sammelkanäle wird sich jeweils 
auf die Schmutzwasserkanäle beziehen. 
 

§ 3 
Anschlusspflicht und Anschlussrecht 

 
(1) Soweit nach § 4 des Kanalisationsgesetzes nicht von der Anschlusspflicht befreit wurde und soweit 
diese Verordnung nichts anderes bestimmt, sind die Eigentümer von Bauwerken, die ganz oder überwiegend 
im Einzugsbereich eines Sammelkanales liegen, verpflichtet und berechtigt, diese nach Maßgabe des 
Anschlussbescheides an den Sammelkanal anzuschließen sowie die anfallenden Abwässer in die 
Abwasserbeseitigungsanlage einzuleiten. 
(2) Soweit eine Anschlusspflicht nicht besteht, hat die Behörde auf Antrag den Anschluss an die 
Abwasserbeseitigungsanlage zu gestatten, wenn dies dem Interesse an einem planmäßigen Ausbau der 
Abwasserbeseitigungsanlage nicht widerspricht und der Leistungsfähigkeit der 
Abwasserbeseitigungsanlage angemessen ist. 
(3) Demnach Abs. 1 Anschlusspflichtigen wird der Anschluss mit Bescheid des Bürgermeisters aufgetragen. 
 

§ 4 
Ausführung der Anschlusskanäle 

 
(1) Anschlusskanäle sind aus beständigem Material so herzustellen, dass sie dicht sind. Sie sind 
unterirdisch mit einem Gefälle von mindestens 2 v. H. zu verlegen. Ihr Rohrdurchmesser muss der zu 
erwartenden Abwassermenge entsprechen, wobei der Rohrdurchmesser mindestens 15 cm zu betragen hat. 
(2) Alle Anschlusskanäle sind mit den für die Überprüfung und Reinigung erforderlichen Schächten und 
Reinigungsverschlüssen auszustatten. Die Schächte und Reinigungsverschlüsse sind so anzuordnen, dass 
alle Teile des Anschlusskanales ohne besondere Schwierigkeit überprüft und durchgespült werden können. 
Die Schächte haben einen im Verhältnis zu ihrer Tiefe entsprechenden Durchmesser aufzuweisen und 
müssen mit Deckeln versehen sein, die der zu erwartenden Belastung standhalten können. 
(3) Anschlusskanäle sind über das anschlusspflichtige Bauwerk ausreichend und belästigungsfrei zu 
entlüften. 
(4) Im Anschlussbescheid werden erforderlichenfalls weitere Bestimmungen über die Ausführung der 
Anschlusskanäle, insbesondere über Baustoffe, Schächte, Reinigungsverschlüsse, Pumpen, 
Rückstausicherungen u. dgl. getroffen. 
 

§ 5 
Beschaffenheit und zeitlicher Anfall der Abwässer 

 
(1) Abwässer, die in die Abwasserbeseitigungsanlage eingeleitet werden, müssen so beschaffen sein und 
zeitlich so anfallen, dass 
a) der ordnungsgemäße Betrieb und die Wirksamkeit der Abwasserbeseitigungsanlage nicht gefährdet oder 
beeinträchtigt wird, 
b) die für die Abwasserbeseitigung erteilte wasserrechtliche Bewilligung eingehalten werden kann und 
c) der in der gemeinsamen Abwasserreinigungsanlage anfallende Klärschlamm die Anforderungen für die 
Ausbringung erfüllt. Wenn die geforderte Beschaffenheit der Abwässer anders nicht erreicht werden kann, 
sind sie vorzubehandeln. 
(2) Wenn andere als häusliche Abwässer eingeleitet werden, hat die Behörde vor der Erlassung eines 
Anschlussbescheides den Betreiber der Abwasserreinigungsanlage über die Notwendigkeit, die Art und das 
Ausmaß der Vorbehandlung der Schmutzwässer sowie über die bautechnische Ausführung der Anlagen zur 
Vorbehandlung zu hören. 
(3) Die Art und das Ausmaß der Vorbehandlung sowie die bautechnische Ausführung der nach Abs. 2 
notwendigen Anlagen werden erforderlichenfalls im Anschlussbescheid näher festgelegt. 
(4) In die Abwasserbeseitigungsanlage dürfen keinesfalls eingeleitet werden: 
a) Niederschlagswässer (=Oberflächenwässer); 
b) Stoffe, welche geeignet sind, die Anlage zu verstopfen, insbesondere Sand, Asche, Textilien u. dgl.; c) 
Waschwässer von Betonzubringerfahrzeugen und Fertigputzzubringerfahrzeugen u. ä.; 
d) feuergefährliche, explosive und radioaktive Stoffe; 
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e) Säuren, Laugen und giftige Stoffe, soweit diese die Abwasserbeseitigungsanlage beschädigen oder 
Personen oder den Betrieb der Anlage gefährden können; 
f) Abwässer, die schädliche Ausdünstungen oder außerordentlich übliche Gerüche verbreiten; 
g) Küchenabfälle, auch nicht in zerkleinerter Form, insbesondere Fette und Öle. 
 

§ 6 
Auflassung von Hausklärungen 

 
Bestehende Anlagen zur Klärung von häuslichen Abwässern sind vom Anschlusspflichtigen aufzulassen, 
sobald die Einleitung ungeklärter häuslicher Abwässer in den Sammelkanal möglich ist.  
 

§ 7 
Erhaltung und Wartung von Anlagen 

 
Anschlusskanäle und Anlagen zur Vorbehandlung der Abwässer sind vom Anschlusspflichtigen in allen ihren 
Teilen nach den Erfahrungen der Wissenschaften, insbesondere der technischen Wissenschaften, so zu 
errichten, zu erhalten und zu warten, dass sie den Erfordernissen einer hygienisch einwandfreien, 
unschädlichen und belästigungsfreien Ableitung von Abwässern entsprechen. Liegt der Anschlussschacht 
bzw. die Anschlussstelle des Sammelkanales in einer öffentlichen Straße, dann obliegt die Errichtung, 
Erhaltung und Wartung des in der öffentlichen Straße liegenden Teiles des Anschlusskanales der Gemeinde. 
 

§ 8 
Anzeigepflicht 

 
Der Anschlussnehmer hat alle für die Abwasserbeseitigung bedeutsamen Änderungen auf dem 
angeschlossenen Grundstück unverzüglich der Gemeinde anzuzeigen. 
 

2. Abschnitt 
Kanalisationsbeiträge 

§ 9 Allgemeines 
 
(1) Die Gemeinde erhebt nach den Bestimmungen des 4. Abschnittes des Kanalisationsgesetzes folgende 
Kanalisationsbeiträge: Anschlussbeitrag, Ergänzungsbeitrag und Nachtragsbeitrag. 
(2) Der Anschlussbeitrag wird erhoben für den Anschluss von Bauwerken an einen Sammelkanal. 
(3) Der Ergänzungsbeitrag wird bei einer wesentlichen Änderung der Bewertungseinheit für die Bemessung 
des Anschlussbeitrages erhoben. Eine wesentliche Änderung der Bewertungseinheit liegt insbesondere vor, 
wenn sich 
a) Auf Grund von baulichen Maßnahmen die der Bemessung des Anschlussbeitrages zu Grunde gelegte 
Bewertungseinheit mindestens um 5 v.H. erhöht oder eine Teileinheit nach § 14 Abs. 2 des 
Kanalisationsgesetzes neu hinzukommt oder 
b) Auf Grund der erhöhten Schmutzwassermenge die Teileinheit nach § 14 Abs. 6 des Kanalisationsgesetzes 
nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß verringern würde. 
(4) Der Nachtragsbeitrag wird erhoben, wenn Änderungen an der Abwasserbeseitigungsanlage im Sinne des 
§ 17 Abs. 1 lit. a – c des Kanalisationsgesetzes erfolgen. 
 

§ 10 
Beitragsausmaß und Beitragssatz 

 
(1) Das Ausmaß der Kanalisationsbeiträge ergibt sich aus dem mit der Bewertungseinheit (§§ 14, 15 und 17 
des Kanalisationsgesetzes) vervielfachten Beitragssatz. 
(2) Die Teileinheit der Bewertungseinheit nach §14 Abs. 2 lit. a des Kanalisationsgesetzes verringert sich bei 
Garagen um die Hälfte sodass sie 14,5 % der Geschossfläche der Garage beträgt. 
(3) Der Beitragssatz beträgt EUR 83,60 das sind 12 v. H. jenes Betrages, der den Durchschnittskosten für 
die Herstellung eines Laufmeters Rohrkanal für die Abwasserbeseitigungsanlage im Durchmesser von 400 
mm in einer Tiefe von 3 m entspricht. 
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§ 11 
Abgabenschuldner 

 
(1) Abgabenschuldner ist hinsichtlich der Kanalisationsbeiträge der Anschlussnehmer. 
(2) Miteigentümer schulden die Kanalisationsbeiträge zur ungeteilten Hand. Dies gilt nicht, wenn die 
Eigentümer Wohnungseigentümer sind. In diesen Fällen kann aber, sofern ein gemeinsamer Verwalter 
bestellt ist, die Zustellung von Abgabenbescheiden an diesen erfolgen. 
 

3. Abschnitt 
Kanalbenützungsgebühren 

§ 12 
Allgemeines 

 
(1) Zur Deckung der Betriebs- und Instandhaltungskosten für die Abwasserbeseitigungsanlage und zur 
teilweisen Deckung der Errichtungskosten werden nach den Bestimmungen des 5. Abschnittes des 
Kanalisationsgesetzes Kanalbenützungsgebühren erhoben. 
(2) Der Berechnung der Kanalbenützungsgebühren wird die Menge der anfallenden Schmutzwässer 
zugrunde gelegt. 
(3) Sämtliche Objekte und Betriebe und öffentliche Bauten haben spätestens mit dem Tag des Anschlusses 
an das Kanalnetz, Messeinrichtungen (Wasserzähler) einzubauen. Der Einbau der Wasserzähler ist durch 
befugte Fachleute herzustellen. Die Betreuung und die Kontrolle des periodischen Ablesens erfolgt über die 
Mitarbeiter des Wasserwerkes der Gemeinde Lech. Das Ablesen über die verbrauchten Wassermengen hat 
zu den festgesetzten Terminen durch die Objektbesitzer bzw. deren Vertreter zu erfolgen. 
 

§ 13 
Bemessung 

 
(1) Die Menge der Schmutzwässer richtet sich vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 nach dem Wasserverbrauch. 
Sind keine geeigneten Messgeräte zur Messung vorhanden, wird der Wasserverbrauch geschätzt. 
(2) Der Berechnung der Kanalbenützungsgebühren sind die in der Zeit zwischen 01.11. und 30.4. sowie in der 
Zeit zwischen 01.05. und 31.10. verbrauchten Wassermengen zu Grunde zu legen. Die Wassermengen sind 
mit dem jeweiligen Gebührensatz gemäß § 14 zu vervielfachen. 
(3) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2 ist bei der Gebührenberechnung eine verbrauchsunabhängige 
Mindestgebühr in Höhe von 50 m³/Jahr zu veranschlagen. Es gilt der Gebührensatz gemäß § 14 Abs. 1. 
(4) Der Gebührenanspruch für die verbrauchsunabhängige Mindestgebühr entsteht am 1.1. des laufenden 
Jahres, für die Gebühr der verbrauchten Wassermenge am 1.5. des laufenden Jahres. 
 

§ 14 
Gebührensatz 

 
(1) Der Gebührensatz für die Ermittlung der Kanalbenützungsgebühr beträgt im Zeitraum zwischen 01.11. 
und 30.04. EUR 4,68/m³. 
(2) Der Gebührensatz für die Ermittlung der Kanalbenützungsgebühr beträgt im Zeitraum zwischen 01.05. 
und 31.10. EUR 0,48/m³. 
(3) In den Gebührensätzen ist die Mehrwertsteuer enthalten. 
 

§ 15 
Gebührenschuldner 

 
(1) Die Kanalbenützungsgebühr ist vom Eigentümer des Gebäudes (des Betriebes oder der Anlage) zu 
entrichten. Die Bestimmungen des § 11 Abs. 2 (Abgabenschuldner – Mitbesitzer) gelten sinngemäß. (2) Ist 
das Gebäude (Betrieb, Anlage) vermietet, verpachtet oder sonst zum Gebrauch überlassen, so kann die 
Kanalbenützungsgebühr dem Inhaber (Mieter, Pächter, Fruchtnießer udgl.) vorgeschrieben werden. Der 
Eigentümer bzw. der Inhaber haftet persönlich für die Gebührenschuld. 
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§ 16 
Sonderregelung 

 
(1) Das Wirtschaftsgebäude aktiver Landwirte, nicht jedoch in diesem Gebäude befindliche bewohnbare 
Räume, ist von der Kanalbenützungsgebühr befreit. 
(2) Bei Hallenbädern wird eine Füllung für die Kanalbenützungsgebühr nicht berechnet, sofern die 
Entleerung dieser Bäder nicht in die Ortskanalisation erfolgt. 
 

§17 
Schlussbestimmungen 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kanalordnung der Gemeinde Lech vom 
30.12.2024 außer Kraft. 
 
************************************************************************************************** 
 

VERORDNUNG DER GEMEINDE LECH 
ÜBER DIE REGELUNG DER FRIEDHOFSGEBÜHREN 

 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Lech vom 15. Dezember 2025 wird 
gemäß den §§ 42 bis 51 des Bestattungsgesetzes, LGBl.Nr. 58/1969, i.d.g.F., in Verbindung mit § 17 Abs 3 Z 4 
Finanzausgleichsgesetz 2024, BGBl. I Nr. 168/2023 i.d.g.F und § 49 der Friedhofsordnung für die Gemeinde 
Lech verordnet: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Friedhofsgebührenordnung gilt für den in der Verwaltung der Gemeinde stehenden Friedhof bei der 
Pfarrkirche Lech mit angeschlossener Leichenhalle. 
 

§ 2 
Allgemeines und Begriffsbestimmungen 

 
(1) Die Gemeinde hebt zur Deckung ihres Aufwandes, der ihr durch den Betrieb des Friedhofes mit 
angeschlossener Leichenhalle entsteht, nachstehende Friedhofsgebühren ein: - Grabstättengebühren, - 
Verlängerungsgebühren, - Bestattungsgebühren und - Enterdigungsgebühren  
2) Benützungsberechtigter an einer Grabstätte ist, wem mittels Bescheid des Bürgermeisters das 
Benützungsrecht an einer Grabstätte zugewiesen worden ist. 
 

§ 3 
Grabstättengebühren 

 
(1) Die Grabstättengebühren werden für die Dauer eines Benützungsrechtes gemäß §§ 13ff 
Friedhofsordnung wie folgt festgesetzt: 
a) Einzelgräber für Kinder (mit Ausnahme von Urnen-Erdgräbern) 108,00 Euro 
b) Einzelgräber für Erwachsene (mit Ausnahme von Urnen-Erdgräbern) 336,00 Euro 
c) Doppel- (Familien-) gräber (mit Ausnahme von Urnen-Erdgräbern) 777,00 Euro 
d) Urnen-Erdgräber 243,00 Euro 
 

§ 4 
Verlängerungsgebühren 

 
(1) Für die Verlängerung eines Benützungsrechtes sind Gebühren in der Höhe der Grabstättengebühr gemäß 
§ 3 entsprechend der Dauer der Verlängerung zu entrichten. VBl. Gemeinde Lech Nr. 26/2025 - Ausgegeben 
am 18.12.2025 2 von 2 
(2) Bei einer Verlängerung eines Benützungsrechtes nach § 14 Abs. 2 der Friedhofsordnung der Gemeinde 
Lech sind je nach Grabstättenart die anfallenden Gebühren anteilmäßig zu berechnen. 
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§ 5 
Bestattungsgebühren 

 
Die Gebührenberechnung erfolgt nach dem jeweils tatsächlich gegebenen Aufwand (Maschineneinsatz, 
Sach- und Personalaufwand). 
 

§ 6 
Enterdigungsgebühren 

 
Für eine Enterdigung einer Leiche oder einer Urne erfolgt die Gebührenberechnung nach dem jeweils 
tatsächlich gegebenen Aufwand (Maschineneinsatz, Stunden- und Personenaufwand). 
 

§ 7 
Verzicht auf Benützungsrecht 

 
Bei vorzeitigem Verzicht auf das Benützungsrecht an einer Grabstätte (§ 40 Abs. 1 lit. b des 
Bestattungsgesetzes) erfolgt keine Rückerstattung der bereits entrichteten Friedhofsgebühren. 
 

§ 8 
Gebührenvorschreibung und Fälligkeit 

 
Die Friedhofsgebühren sind vom Bürgermeister durch Bescheid vorzuschreiben und werden einen Monat 
nach Zustellung des Bescheides fällig. 
 

§ 9 
Gebührenschuldner 

 
(1) Schuldner der Grabstättengebühr (§ 3), der Verlängerungsgebühr (§ 4) und der Enterdigungsgebühr (§ 6) 
ist der Benützungsberechtigte. Die Bestattungsgebühr (§ 5) schuldet derjenige, der nach § 3 Abs. 1 des 
Bestattungsgesetzes für die Bestattung der Leiche zu sorgen hat oder derjenige, der, ohne dass ihn eine 
Verpflichtung nach § 3 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes trifft, die Sorge für die Bestattung auf sich nimmt. 
(2) Sind nach Abs. 1 mehrere Personen zur Entrichtung der Gebühr verpflichtet, so sind sie 
Gesamtschuldner. 
(3) Ist ein Schuldner im Sinne des Abs. 1 nicht oder nicht mehr vorhanden, so sind bis zur Einantwortung der 
Nachlass nach dem Bestatteten, danach die Erben die Schuldner der Friedhofsgebühren. 
(4) Dem Schuldner steht ein Ersatzanspruch in der Höhe der geleisteten Friedhofsgebühren gegenüber den 
Personen zu, die auf Grund gesetzlicher, vertraglicher oder sonstiger Verpflichtungen zur Übernahme der 
Bestattungskosten verpflichtet sind. 
 

§10 
Schlussbestimmung 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührenverordnung der 
Gemeinde Lech vom 23.12.2024 außer Kraft. 
 
************************************************************************************************** 
 

VERORDNUNG DER GEMEINDE LECH 
ÜBER DIE REGELUNG DER ABFALLGEBÜHREN 

 
Auf Grund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Lech vom 15. Dezember 2025 wird 
gemäß § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017 BGBl. I Nr.116/2016 i.d.g.F., in Verbindung mit den §§ 
16 bis 18 Landes-Abfallwirtschaftsgesetz, LGBl. Nr. 1/2006 i.d.g.F. verordnet: 
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§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) „Wohnungsbenützer“ sind alle Personen, die zum Stichtag 1. Jänner des laufenden Jahres im 
Gemeindegebiet wohnhaft sind. 
(2) „Ferienwohnungen“ sind Wohnungen, die auf Grund ihrer Lage, Ausgestaltung und Einrichtung nicht 
ständig der Deckung eines ganzjährig gegebenen Wohnungsbedarfes dienen, insbesondere Wohnungen, die 
nur während des Wochenendes, Urlaubes, der Ferien oder sonst nur zeitweilig benützt werden und nicht 
unmittelbar zu einem Tourismusunternehmen zuzurechnen sind. 
(3) „Sonstige Abfallbesitzer“ sind Einrichtungen und Anlagen, deren Abfälle auf Grund ihrer Beschaffenheit 
oder Zusammensetzung den Abfällen aus privaten Haushalten ähnlich sind (z. B. Schulen, Altersheime, 
Büros, u. dgl). 
(4) Unter „sonstige Abfallbesitzer“ fallen auch gewerbliche Betriebsanlagen, wenn sie nach der 
Gemeindeabfuhrordnung in die Systemabfuhr einbezogen werden. 
 

§ 2 
Abfallgebühren 

 
(1) Die Gemeinde hebt zur Deckung ihres im Rahmen der Systemabfuhr anfallenden Aufwandes für die 
Sammlung, Abfuhr und die Behandlung der in ihrem Gemeindegebiet anfallenden Abfälle Abfallgebühren ein. 
(2) Das Ausmaß richtet sich nach den Bestimmungen des § 17 Abfallgesetz und wird unterteilt in 
a) eine Grundgebühr 
b) eine Abfuhrgebühr (Sack- und Behälterentleerungsgebühr) 
c) eine Gebühr für Sperrmüll 
d) eine Gebühr für betriebliche Speisereste (Sautrank) 
 
(3) Im Einzelnen bestehen folgende Gebühren: 
1. Grundgebühren 
a) Grundgebühr für Haushalte (Wohnungsbenützer) 
b) Grundgebühr für Ferienwohnungen und -wohnhäuser 
c) Grundgebühr für sonstige Abfallbesitzer 
 
2. Abfuhrgebühren (Sack- und Entleerungsgebühren), das sind mengenabhängige Gebühren: 
a) Sackgebühr für Restabfall 
b) Gebühr für Sperrmüll 
c) Gebühr für Sautrank 
d) Gebühr für die Entleerung von Restabfallbehältern 
e) Gebühr für die Entleerung von Bioabfallbehältern 
 
(4) Die „Grundgebühren“ dienen der Abdeckung jener Kosten, die nicht über eine mengenabhängige Gebühr 
verumlagt werden können. Z. B.: - Kosten, die der Gemeinde aus der Bereitstellung von Einrichtungen für die 
Sammlung, Abfuhr - und/oder Behandlung von Abfällen, insbesondere von Altstoffen, Problemstoffen sowie 
Sperrmüll - und Gartenabfällen entstehen - Direkte Verwaltungs- und andere direkte Kosten - Anteilige 
Kosten für Verwaltung und Öffentlichkeitsarbeit Die „Abfuhrgebühren“ (Sack- und Entleerungsgebühren) 
dienen der Abdeckung der durch die Sammlung, Abholung und/oder Behandlung der Restabfälle, Bioabfälle, 
Sautrank und Sperrmüll verursachten Kosten. Die „Gebühren für die Inanspruchnahme der Annahmestelle“ 
für Sperrmüll und für sperrige Gartenabfälle dienen der zumindest teilweisen Abdeckung jener Kosten, die 
der Gemeinde für die Einrichtung, den Betrieb dieser Annahmestellen und die Verwertungs- und 
Entsorgungskosten entstehen. 
 

§ 3 
Gebührenschuldner 

 
(1) Die Abfallgebühr ist vom Eigentümer der Liegenschaft, auf der die der Systemabfuhr unterliegenden 
Abfälle anfallen, zu entrichten. 
(2) Ist die Liegenschaft vermietet, verpachtet oder sonst zum Gebrauch überlassen, so kann die 
Abfallgebühr den Inhabern (Mietern, Pächtern oder sonstigen Gebrauchsberechtigten) 
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anteilsmäßig vorgeschrieben werden. Sie ist den Inhabern vorzuschreiben, sofern dies der Eigentümer der 
Liegenschaft rechtzeitig verlangt und er die erforderlichen Daten (Namen und Adresse der Inhaber, 
Bezeichnung der überlassenen Teile der Liegenschaft) bekannt gibt. Der Eigentümer der Liegenschaft 
haftet persönlich für die Abgabenschuld. 
(3) Miteigentümer schulden die Abfallgebühr zur ungeteilten Hand. Wenn mit dem Miteigentumsanteil 
jedoch Wohnungseigentum verbunden ist, schuldet die Gebühr der Wohnungseigentümer. 
(4) Bei Bauwerken auf fremdem Grund und Boden tritt an die Stelle des Liegenschaftseigentümers der 
Eigentümer dieses Bauwerks sowie der Inhaber des Baurechts. 
 

§ 4 
Gebührenhöhe 

 
(1) Die Höhe der Abfallgebühren wird durch Verordnung der Gemeindevertretung festgesetzt. Bei in den 
folgenden Punkten genannten Entgelten handelt es sich jeweils um Nettobeträge, zu denen die 
Umsatzsteuer hinzuzurechnen ist. 
(2) Die Grundgebühr für Haushalte, Ferienwohnungen und sonstige Abfallbesitzer wird jährlich 
vorgeschrieben. Die Gebührenhöhe errechnet sich auf Basis des tatsächlichen Anfalls von Bio- und 
Restabfall der vorangegangenen Rechnungsperiode. Sie beträgt für das laufende Jahr 18 Cent pro kg, 
mindestens jedoch 95,00 Euro pro Jahr. 
(3) Die Abfuhrgebühr beträgt: 
a) Für 60-Liter-Restabfallsäcke 13,31 Euro Für Benützer von Restabfallsäcken besteht eine Pflichtabnahme 
von 10 Säcken pro Jahr. Diese werden vorgeschrieben und können gegen Vorlage der 
Einzahlungsbestätigung abgeholt werden. 
b) Für Entleerungen von Behältern mit Restabfall 0,57 Euro pro kg 
c) Für Entleerungen von Behältern mit Bioabfall 0,48 Euro pro kg 
d) Für Sautrank 0,35 Euro pro Liter 
e) Für Abgabe von Sperrmüll 0,33 Euro pro kg 
f) Für Abgabe von Altholz 0,45 Euro pro kg 
g) Für Abgabe von Grünschnitt 0,18 Euro pro kg 
h) Die Abgabe von Altmetall, Elektrogeräten und Sonderabfall erfolgt gratis. § 5 Gebühreneinhebung  
 
(1) Die Grundgebühr wird jährlich vorgeschrieben. 
(2) Die Gebühr für die Entleerung von Rest- und Bioabfallbehältern wird monatlich vorgeschrieben. 
(3) Grund- und Entleerungsgebühren sind jeweils innerhalb eines Monats ab Zustellung des 
Abgabenbescheides zur Zahlung fällig. 
(4) Die Gebühr für zusätzliche Restabfallsäcke ist bei deren Übernahme zu entrichten. 
(5) Die Gebühren für Sperrmüll und sperrige Gartenabfälle sind bei der Abgabe in der Annahmestelle zu 
entrichten. Werden solche Abfälle beim Haus abgeholt, sind die anfallenden Kosten gleich bei der Abholung 
zu bezahlen. 
 

§ 6 
Schlussbestimmung 

 
Diese Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallgebührenverordnung vom 
13.01.2012, Zahl 101/2012-628503/mfl, in der Fassung vom 27.12.2023 außer Kraft. 
 
 
3 Beratung und Beschlussfassung betreffend Bestandsvertrag Waldinteressentschaft Schönenberger 

Wald - Gemeinde Lech 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerhard Lucian bringt vor, dass nach dem Jahrhunderthochwasser im Sommer 
2005 in kürzester Zeit zur Gewinnung von Wasserbausteinen im Schönenberger Wald direkt an der L 198 
Richtung Warth ein Steinbruch eröffnet werden konnte. Die Bewilligung für den Steinbruch aus dem Jahr 
2005 ist mit Ende 2020 ausgelaufen. Nachdem die Möglichkeit zur Steingewinnung sowie Betrieb eines Lager- 
und Aufbereitungsplatzes an diesem Standort sehr wertvoll ist, soll der Betrieb fortgesetzt werden. Die 
Waldinteressentschaft Schönenberger Wald als Grundeigentümer steht hinter dem Projekt. Für die 
Waldinteressentschaft Schönenberger Wald ist es jedoch wichtig, dass die Gemeinde Lech Pächter ist. In 
Abstimmung mit allen Beteiligten hat im Jahr 2023 das Büro Geognus, Heiner Bertle, 
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Projekte für die Steingewinnung sowie die Lager- und Aufbereitungstätigkeit ausgearbeitet und bei der 
zuständigen Bezirkshauptmannschaft Bludenz zur Bewilligung eingereicht. Als zukünftige Betriebsdauer 
wurden 30 Jahre beantragt. Nach verschiedensten Anpassungen mit den Sachverständigen konnte im 
Sommer 2025 eine Verhandlung stattfinden. Für die Bescheiderlassung ist unter anderem auch die 
Zustimmung der Grundeigentümer erforderlich. Da die bisherigen Vereinbarungen/Verträge nicht 
ausreichend sind, musste sowohl der Bestandsvertrag zwischen der Waldinteressentschaft Schönenberger 
Wald und der Gemeinde Lech als auch die Betreibervereinbarung zwischen der Gemeinde Lech und der Firma 
Schneider Erdbau GmbH neu überarbeitet werden. Der Bestandsvertrag wurde von Ing. Josef Bischofberger 
mit der Waldinteressentschaft Schönenberger Wald ausgehandelt und von der Rechtsanwaltskanzlei TWP für 
die Gemeinde Lech geprüft. Dieser Vertrag wurde im Vorfeld der heutigen Sitzung der Gemeindevertretung 
im Programm Session vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Bürgermeister Gerhard Lucian erläutert die wesentlichen Eckpunkte des erarbeiteten Bestandsvertrages. 
Über eine Frage von Aurel Strolz wird erklärt, dass die Gemeinde Lech Pächter ist und der jährliche 
Bestandszins vom Betreiber der Gemeinde Lech refundiert wird. Der Betreibervertrag mit der Erdbau 
Schneider GmbH wird im nächsten Tagesordnungspunkt behandelt. Die Firma Schneider Erdbau GmbH 
übernimmt dabei sämtliche Verpflichtungen gegenüber der Waldinteressenschaft Schönenbergerwald und 
der Behörde.  
 
Johannes Pfefferkorn bringt vor, dass die Gemeinde durch diesen Steinbruch bei allfälligem Bedarf sehr 
günstig die erforderlichen Flussbausteine erhält. Bürgermeister Gerhard Lucian erklärt, dass das Ereignis 
2005 gezeigt hat, dass eine heimische Firma als Betreiber des Steinbruchs für derartige Situationen sehr 
hilfreich ist. 
 
Die Gemeindevertretung beschließt mehrstimmig (Stimmenverhältnis 16:1) den vorgelegten 
Bestandsvertrag, abgeschlossen zwischen der Waldinteressentschaft Schönenberger Wald und der 
Gemeinde Lech, zu genehmigen. 
 
 
4 Beratung und Beschlussfassung betreffend Vereinbarung Gemeinde Lech - Schneider Erdbau GmbH 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerhard Lucian bringt vor, dass der Betreibervertrag für den Steinbruch und 
die Lager - und Aufbereitungstätigkeit erarbeitet, von der Kanzlei TWP geprüft wurde und vom 
Gemeindevorstand der Gemeinde Lech befürwortet und zur Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung empfohlen wurde. Bewilligungsinhaber ist die Gemeinde Lech als Pächter. Die 
Vereinbarung, abgeschlossen zwischen der Gemeinde Lech und der Schneider Erdbau GmbH wurde der 
Gemeindevertretung vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Im Betreibervertrag wurde eine Betriebsdauer von 15 Jahren ab Bewilligung mit der Absichtserklärung für 
eine Verlängerung vereinbart. Bei Nichtverlängerung ersetzt die Gemeinde der Schneider Erdbau GmbH 
anteilige Projekt- und Verfahrenskosten in Höhe von brutto Euro 20.000,00.  
 
Gemeinderat Mag. Thomas Eggler bringt vor, dass diese vereinbarte Entschädigung zu hinterfragen ist. Er 
erklärt, dass er gegen diese Vereinbarung ist und keinen Grund dafür sieht, dass die Gemeinde Lech bei 
Nichtverlängerung der Vereinbarung eine derartige Entschädigung zahlt.  
 
In der Diskussion wird festgehalten, dass durch den gegenständlichen Betreibervertrag die Schneider 
Erdbau GmbH verpflichtet wird die im Zusammenhang mit dem Bewilligungsverfahren anfallenden 
Aufwände (Ingenieurleistungen, Gebühren etc.) zu übernehmen. Es wird festgehalten, dass es sich bei den 
20.000,00 Euro Entschädigung bei Nichtverlängerung des Vertrages um einen Teil der bisher angefallenen 
Aufwände im Zusammenhang mit dem Bewilligungsverfahren handelt.  
Clemens Walch bringt vor, dass man der Gemeindevertretung die Aufstellung der bisher angefallenen 
Projekt- und Verfahrenskosten zur Verfügung stellen sollte. 
 
Die Gemeindevertretung beschließt mehrstimmig (Stimmenverhältnis 15:2) die vorgelegte Vereinbarung, 
abgeschlossen zwischen der Gemeinde Lech und der Schneider Erdbau GmbH, zu genehmigen. 
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5 Bericht des Prüfungsausschusses 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerhard Lucian ersucht den Obmann des Prüfungsausschusses der Gemeinde 
Lech Mag. Benedikt Walch den Prüfbericht 2025 zu erläutern.  
 
Mag. Benedikt Walch erklärt, dass er den Prüfbericht gemäß den Bestimmungen des Gemeindegesetzes dem 
Bürgermeister zur Abgabe einer Stellungnahme übermittelt hat. Die Finanzabteilung hat den Prüfbericht 
gelesen und nach der Sichtung mitgeteilt, dass seitens der Finanzabteilung keine Stellungnahme erforderlich 
ist, da die darin enthaltenen Ausführungen mitgetragen und als korrekt bestätigt werden können. Mag. 
Benedikt Walch bedankt sich an dieser Stelle beim Leiter der Finanzabteilung Alois Höring und der 
Gemeindeverwaltung, die proaktiv bei der Prüfungsarbeit mitgearbeitet haben und alle erforderlichen 
Unterlagen und Informationen unverzüglich zur Verfügung gestellt haben. Vom Bürgermeister wurden zum 
Prüfbericht Stellungnahmen abgegeben bzw. eingeholt, welche der Gemeindevertretung mit dem Prüfbericht 
im Sitzungsprogramm Session vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht wurden.  
 
Die einzelnen Punkte, zu welchen Stellungnahmen vorliegen, werden von Mag. Benedikt Walch erläutert. Zum 
Beleg (Hauser Catering) war dem Prüfungsausschuss nicht klar, weshalb die Bestellungen bei der Firma 
Hauser Catering (Gläser, Tischdecken, etc.) getätigt wurden. In der Stellungnahme des Bürgermeisters dazu 
wurde erklärt, dass die Gläser in den Lechwelten gelagert sind und bei Veranstaltungen gegen Gebühr 
verliehen werden. Bürgermeister Gerhard Lucian erklärt, dass neben den Gläsern auch Tische bei 
Veranstaltungen gegen Gebühr vermietet werden. Diese Anschaffung habe sich schon rentiert. Benjamin 
Schneider erklärt dazu, dass die Gläser, Tische etc. nun an die Lech Tourismus GmbH übergeben werden sollen, 
da der Betrieb der Lechwelten jetzt bei der Lech Zürs Tourismus GmbH angesiedelt ist.  
 
Mag. Benedikt Walch bringt weiters vor, dass im Prüfbericht Belege im Zusammenhang mit dem 
Raumplanungsbüro Falch angeführt sind. Dazu wurde vom Bürgermeister eine Stellungnahme eingeholt vom 
Raumplanungsbüro Falch der Gemeindevertretung im Programm Session zur Kenntnis gebracht. Mag. 
Benedikt Walch erklärt in diesem Zusammenhang, dass der Prüfungsausschuss bereits im Zuge der Prüfung 
des Prüfjahres 2022 die Frage gestellt hat, ob die Kosten - von denen die Gemeinde keinerlei Nutzen zieht - 
auf die Kostenverursacher (Projektwerber) umgelegt werden können, was bereits damals verneint wurde. Die 
Empfehlung des Prüfungsausschusses ist, generell zu hinterfragen, ob die Beraterhonorare angemessen 
sind. Zudem könnten Berater bei ausgewählten Sitzungen auch zugeschaltet werden um Kosten zu 
reduzieren. 
 
Zum Beleg betreffend Dienstkleidung der Mitarbeiter an der Dorfrezeption ist eine Stellungnahme von der 
ehemaligen Vizebürgermeisterin eingelangt, welche ebenfalls der Gemeindevertretung vollinhaltlich zur 
Kenntnis gebracht wurde. 
 
Gemeinderat Mag. Thomas Eggler bringt vor, dass es wichtig wäre, wenn nur einzelne Themen des 
Prüfberichtes punktuell erläutert werden, dass der gesamte Prüfbericht mit dem Protokoll veröffentlicht 
wird. Dazu wird festgehalten, dass der Prüfbericht 2025 dem Protokoll angehängt wird.  
 
Bürgermeister Gerhard Lucian bringt vor, dass im Vorfeld bereits eine der Gemeindevertretung im Programm 
Session zur Verfügung gestellte Stellungnahme zu einem Beleg weitergeleitet wurde, was unangenehm ist 
und zu großem Unmut geführt hat. Die Stellungnahme enthält sensible personenbezogene Daten und ist 
teilweise unwahr. Dazu erfolgt von Bürgermeister Gerhard Lucian eine Klarstellung.  
Mag. Benedikt Walch erklärt, dass der Prüfbericht keine sensiblen personenbezogenen Daten beinhaltet und 
somit veröffentlicht werden kann, wohingegen die Stellungnahmen dem Protokoll nicht beigelegt werden 
sollen. Über eine Frage erklärt Mag. Benedikt Walch, dass gemäß Gemeindegesetz nur der Bürgermeister 
befugt ist eine Stellungnahme zum Prüfbericht abzugeben. Um diese Stellungnahme zu erarbeiten ist er auf 
Informationen angewiesen, die er sich einholen kann. Mag. Benedikt Walch erklärt, dass im 
Prüfungsausschuss die Gebarung angeschaut wird und lediglich Empfehlungen ohne Wertungen abgegeben 
werden. Der unter Punkt 2.7 im Prüfbericht angeführte Beleg sei nur deshalb im Prüfungsausschuss 
aufgepoppt, da es sich um einen Beleg über Spesen handelt ohne Begründung. 
 
Zum Beleg betreffend Beheizung Zufahrtsrampe Tiefgarage Rüfikopf wird im Prüfbericht empfohlen, dass 
evaluiert werden soll, ob die Beheizung der Zufahrtsrampe zur Tiefgarage Rüfikopf in ausschließlich 
notwendigen Zeiten eingeschaltet wird. Dazu liegt eine Stellungnahme vor, wobei 
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festgehalten wird, dass die Beheizung der Rampe nach Bedarf ein- und ausgeschaltet wird und dazu eine 
automatisierte Variante ausgearbeitet wird. 
 
Zum Thema Naturhüsle bzw. Waldkindergarten wurde eine Stellungnahme im Programm Session der 
Gemeindevertretung vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Auch zum Thema Mängelliste GZL liegt eine 
Stellungnahme vor, welche der Gemeindevertretung zur Kenntnis gebracht wurde. 
 
Zum Thema Pistenrettung erwähnt Mag. Benedikt Walch, dass für den Prüfungsausschuss nicht 
nachvollziehbar ist, weshalb die Gemeinde Lech die Pistenrettung betreibt und insbesondere den sich aus 
dem Betrieb der Pistenrettung ergebenden Verlust zu einem erheblichen Teil trägt. Seit dem Jahr 2018 (mit 
Ausnahme des Jahres 2020) hatte die Gemeinde trotz Abgangsdeckungsbeitrag nicht unerhebliche Verluste 
aus dem Betrieb der Pistenrettung zu tragen. Es wird die Evaluierung des Vertrages mit den 
Skiliftgesellschaften hinsichtlich der Übernahme des Betriebs einer Pistenrettung und generell die 
Infragestellung dieser verlustträchtigen Aufgabe empfohlen. 
 
Mag. Benedikt Walch erklärt weiters, dass im Prüfbericht unter Punkt IV Empfehlungen aus den 
vorangegangenen Berichten und ein Bearbeitungsstatus dazu angeführt sind. Daraus sei ersichtlich, dass 
den meisten Empfehlungen aus den vorangegangenen Berichten seitens der Gemeindeverwaltung 
nachgekommen wurde und somit die Arbeit des Prüfungsausschusses Wirkung zeigt. Unter Punkt V ist eine 
Übersicht der aktuellen Empfehlungen angeführt. 
 
Mag. Benedikt Walch bedankt sich abschließend bei allen Ausschussmitgliedern für die konstruktive und 
äußerst zeitintensive Arbeit. Bürgermeister Gerhard Lucian bedankt sich beim Prüfungsausschuss für die 
Erstellung des Prüfberichtes. 
 
Benjamin Schneider erklärt, dass man in der Fraktion „Gemeinsam für Morgen“ besprochen habe, dass es 
sinnvoll wäre in der Gemeindevertretung vierteljährlich anzuschauen, welche Empfehlungen des 
Prüfungsausschusses bereits umgesetzt wurden. Bürgermeister Gerhard Lucian erklärt, dass er die 
Empfehlungen mit dem Obmann des Prüfungsausschusses Mag. Benedikt Walch besprechen wird. 
 
Clemens Walch bringt vor, dass es unverständlich ist, dass man trotz heftiger Kritik im Vorfeld, dass im 
Projekt GZL die Aufzüge falsch und unterdimensioniert geplant wurden, dies nicht berücksichtigt wurde. Im 
Nachhinein Änderungen vorzunehmen kostet viel Geld. Dies betrifft Steuergelder, mit denen man sorgsam 
umgehen sollte. Diese Sorgsamkeit sei hier nicht gegeben. 
 
Zum Thema Pistenrettung ersucht Gemeinderat Mag. Thomas Eggler um eine Gesamtkostenaufstellung der 
Gemeinde, wobei neben dem zu begleichenden Abgang auch der Verwaltungsaufwand, die Unterbringung der 
Mitarbeiter etc. dargestellt sind, sodass man einen Gesamtüberblick über die Kosten der Gemeinde Lech für 
die Pistenrettung und damit eine Basis für eine Evaluierung des Vertrages mit den Skiliftgesellschaften hat. 
 
Clemens Walch bringt zur Mängelliste GZL vor, dass man jetzt einen externen Bausachverständigen 
benötigen wird um die Entgegennahme der Mängel und Koordinierung der Mängelbehebung vorzunehmen, 
damit diese Angelegenheit innerhalb der Gewährleistungsfrist rechtzeitig abgearbeitet wird. Aurel Strolz 
weist darauf hin, dass man für die Abarbeitung der Mängelliste ein Zeitlimit festsetzen soll. 
 
Mag. Benedikt Walch bringt vor, dass es äußerst unangenehm und bedenklich ist, dass nicht öffentliche 
Dokumente mit sensiblen Daten an Dritte weitergegeben werden. 
Gemeinderat Peter Scrivener erklärt, dass man im Finanzausschuss daher bestimmte Dokumente, welche 
sensible Daten enthalten, nicht in das Sitzungsprogramm Session stellt. Dafür habe er auch schon eine Rüge 
bekommen. 
Brigitte Finner bringt vor, dass hier wieder ein Generalverdacht entsteht und es wichtig wäre solche 
Sachverhalte aufzuklären um den Betroffenen zu zeigen, dass man solchen Dingen nachgeht. 
 
 
 



 

Seite 17/18 gemeinde.lech.at 

6 Berichte 
Der Vorsitzende Bürgermeister Gerard Lucian bringt vor, dass in den Parzellenversammlungen über die 
Blackout-Übung gesprochen wurde. Es soll für jede Parzelle ein:e Ansprechpartner:in vorgesehen werden. Für 
die Parzelle Zug wäre Peter Kaufmann vorgesehen. Für die Parzelle Zürs kümmert sich Mag. Isabell Wegener 
um eine:n Ansprechpartner:in. Für die Parzelle Stubenbach ist Gemeinderat Peter Scrivener vorgesehen. 
Gemeinderat Peter Scrivener und Peter Kaufmann sind bereit als Ansprechpartner in ihren Parzellen zu 
fungieren. 
 
Bürgermeister Gerhard Lucian berichtet, dass in der Parzellenversammlung Tannberg vorgebracht wurde, 
dass der Bereich abzweigend vom Haus Churlis nach Stubenbach verkehrstechnisch sehr gefährlich sei, da 
dort weder ein Gehsteig noch eine Beleuchtung ist und man die Fußgänger in der Dunkelheit nicht sieht. 
 
Bürgermeister Gerhard Lucian berichtet, dass Maßnahmen zur Unterbindung des Ausweichverkehrs im 
Bereich Bludenz/Klostertal für den Winter 2025 / 2026 vorgesehen sind. Die Informationen dazu wurden der 
Gemeindevertretung im Sitzungsprogramm Session zur Kenntnis gebracht. Im Übrigen wurde darüber auch 
in der VN informiert. 
 
Bürgermeister Gerhard Lucian berichtet, dass in der Bauverhandlung für die Genehmigung zur Errichtung der 
Schirmbar “G’spusi“ darauf geachtet wurde, dass die vom Bauausschuss vorgebrachten Empfehlungen 
umgesetzt werden. 
 
 
7 Allfälliges 
Über eine Frage von Gemeinderat Mag. Thomas Eggler, ob die rechts vom Haupteingang in das Geschäft des 
Gebäudes Lechwelten angebaute Werbeanlage genehmigt ist, erklärt Bürgermeister Gerhard Lucian, dass es 
sich dabei um eine temporäre Anlage handelt, welche nicht genehmigungspflichtig sei. 
 
Gemeinderat Mag. Thomas Eggler ersucht, dass der Spazierweg von Zürs hinauf zum Flexenpass präpariert 
wird, da er derzeit fast nicht begehbar sei. 
 
Johannes Pfefferkorn bringt vor, dass derzeit die Polizei sofort aktiv straft, wenn Gäste ihre Koffer am 
Gehsteig ausladen. Es wäre sinnvoll, dass so wie die Sicherheitswache dies bisher gemacht hat mit mehr 
Augenmaß vorgegangen wird. Bürgermeister Gerhard Lucian wird mit der Polizei diesbezüglich Kontakt 
aufnehmen. 
 
Über eine Frage von Florian Hagen erklärt Bürgermeister Gerhard Lucian, dass die Weihnachtsbeleuchtung 
nicht dimmbar ist. Florian Hagen spricht einen Dank aus, dass beim Rüfiplatz ein Eislaufplatz gemacht wurde.  
 
Über eine Frage von Mag. Kathrin Ortlieb erklärt Bürgermeister Gerhard Lucian, dass ab dem kommenden 
Wochenende der Bus von Zürs im 10 Minuten Takt fährt. 
 
Über eine Frage von Aurel Strolz wird erklärt, dass die Überarbeitung des Corporate Design der Gemeinde 
Lech vom Gemeindevorstand in der letzten Legislaturperiode beschlossen wurde. Aurel Strolz bringt vor, dass 
er die Schriftart nicht sehr schön findet. 
 
Brigitte Finner bringt vor, dass man am Abend im Ort wieder vermehrt Wohnmobile wo auch gekocht wird 
sieht. Bürgermeister Gerhard Lucian erklärt dazu, dass man ihm dies umgehend melden soll, damit dem 
nachgegangen werden kann. 
 
Benjamin Schneider bringt vor, dass man für den Eislaufplatz einen Sponsor gefunden hat und somit die 
Kosten der LZTG reduziert werden konnten. 
 
 
Gemäß § 47 Abs. 5 Gemeindegesetz steht es den Gemeindevertretern:innen frei, wegen Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit der Verhandlungsschrift mündlich oder schriftlich, spätestens in der nächsten Sitzung 
Einwendungen zu erheben, worüber in dieser Sitzung zu beschließen wäre. Werden keine Einwendungen 
erhoben, gilt die Verhandlungsschrift als genehmigt. 
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Ende der Sitzung: 21.45 Uhr 
 
Der Vorsitzende       Der Schriftführer 
 
 
 
Gerhard Lucian        Mag. Elmar Prantauer 
Bürgermeister        Gemeindesekretär 



Gebühren + Entgelte 
(lt VO idgF) in €

2026
Netto

2026
Ust.

2026
Brutto

Grundsteuer / Hebesatz
A = Land- Forstwirtschaft 500% 500%
B = sonst. Grundstücke 500% 500%

Kommunalsteuer 3% 3%

Gästetaxe
Winter 5,09 5,09
Sommer 5,09 5,09

Tourismusbeitrag / Hebesatz 2,37% 2,37%

Zweitwohnungsabgabe
pro Quadratmeter Geschoßfläche 22,27 22,27
(Erhöhung lt VO der Lreg - max. 150 m² Geschossfläche) max.150 m² 3.341,10        

Hundeabgabe 132,00 132,00

Wassergebühren (10 % USt)

Grundgebühr pro m²                            0,38 0,04 0,42
Bezugsgebühr pro m³ Winter 1,42 0,14 1,56
Bezugsgebühr pro m³ Sommer 0,16 0,02 0,18
Wasserzähler Jahresmiete

(bis) 4 m³ 24,60 2,46 27,06
(bis) 7 m³ 39,60 3,96 43,56
(bis) 16 m³ 63,50 6,35 69,85
(bis) 20 m³ 63,50 6,35 69,85
(bis) 30 m³ 88,80 8,88 97,68

Wasseranschlussgebühr 76,00 7,60 83,60

Kanalgebühren (10 % USt)
Bezugsgebühr pro m³ Winter 4,25 0,43 4,68
Bezugsgebühr pro m³ Sommer 0,44 0,04 0,48
Entsorgungsgebühr Fremdeinleitung Klärschlamm pro m³ min. 30,80 3,08 33,88
Entsorgungsgebühr Fremdeinleitung Klärschlamm pro m³ max. 57,20 5,72 62,92
Kanalanschlussgebühr 76,00 7,60 83,60
Mindestverbrauchsgebühr 50 m³ / Jahr (Bezugsgebühr Winter)

Müllabfuhrgebühren (10 % USt)
60 l Sack 12,10 1,21 13,31
pro Kilogramm entsorgter Restmüll 0,52 0,05 0,57
pro Kilogramm entsorgter Biomüll 0,44 0,04 0,48
Sautrank pro Liter                                0,32 0,03 0,35
pro Kilogramm entsorgter Sperrmüll 0,30 0,03 0,33

Müllgrundgebühren (10 % USt)
Grundgebühr pro Kilogramm des Anfalls von 
Bio- und Restabfall des vorangegangen Jahres              0,19 0,02 0,21
Mindestgrundgebühr pro Haushalt / FEWO 98,80 9,88 108,68

Friedhofsgebühren (für die Dauer von 20 Jahren)
Einzelgrab Kinder 108,00 108,00
Einzelgrab Erwachsene 336,00 336,00
Doppelgrab 777,00 777,00
Urnengrab 243,00 243,00

Brutto Brutto
Musikschulbeitrag pro Semester Schüler Erwachsene
Einzelunterricht 50 Min 414,00 4,02% 685,00
Einzelunterricht 40 Min 348,00 10,48% 574,00
Einzelunterricht 30 Min 261,00 10,59% 431,00
Gruppenunterricht bis 2 Pers 50 Min 290,00 15,08% 479,00
Gruppenunterricht bis 2 Pers 40 Min 232,00 13,73% 383,00
Gruppenunterricht bis 2 Pers 30 Min 198,00 neu 327,00
Gruppenunterricht ab 3 Pers 50 Min 245,00 15,02% 404,00
Gruppenunterricht ab 3 Pers 40 Min 200,00 16,96% 330,00
Musiktheorie als Hauptfach 93,00 4,49% -
Musiktheorie als Nebenfach 67,00 4,69% -
Musikwerkstatt 50 Min. 149,00 4,20% -
Musikwerkstatt 40 Min. 125,00 7,76% -
Elementare Musikpädagogik 50 Min. 143,00 0,00% -
Elementare Musikpädagogik 40 Min. 125,00 7,76% -

    Familienermäßigung: 30 Prozent für die zweite Person bzw zweites Hauptfach
   50 Prozent für jede weitere Person bzw jedes weitere Hauptfach
   Mitglieder Trachtenkapelle u. Musikschul-Chor - Schülertarif

Parkgebühren
Gemeindeamt, Schwimmbad:
je angefangene Stunde (max. € 15,30 für 12 Stunden) 2,70 2,70

Rüfigarage (20 %  Ust.)
30 Minuten 0,00 0,00
60 Minuten 3,42 0,68 4,10
90 Minuten 4,92 0,98 5,90
120 Minuten 6,33 1,27 7,60
180 Minuten 9,75 1,95 11,70
jede weitere angefangene Stunde 5,33 1,07 6,40
Nachttarif von 20.00 bis 07.00 pro angef. Stunde 2,00 0,40 2,40

Pistenrettungsgebühren
Zone 0 110,00 110,00
Zone I 310,00 310,00
Zone II 470,00 470,00
Zone III 610,00 610,00
Zone IV (Auenfeld) 775,00 775,00
Freier Schiraum min 775,00 775,00
Freier Schiraum max 1.610,00 1.610,00
Hubschrauberbergung 350,00 350,00

Bibliothek (10 % USt)
Leihgebühr Bibliothek (vier Wochen) 1,00 1,10
Leihgebühr Bibliothek (je angefangenem Tag pro Medium) 0,18 0,20
Bibliothek Jahreskarte Erwachsene 14,55 16,00
Bibliothek Jahreskarte Kinder und Jugendliche (bis 18 Jahre) 10,00 11,00
Bibliothek Jahreskarte Familien (Eltern und Kinder bis 18 Jahre) 19,09 21,00

Lechmuseum - Gemeindearchiv Lech
Laut aktueller Tarifordnung

Ortsbus  Lech (10 % USt)
James Winter Ticket 67,27 6,73 74,00
James one nigth ticket Winter 8,18 0,82 9,00
James Gutscheine Sommer 7,27 0,73 8,00
Aufpreis Einzelfahrt James Sommer 5,45 0,55 6,00
Zugertal Seen Tageskarte (inkl. Maut) 24,09 1,91 26,00
Älpele Tageskarte (inkl. Maut) 12,27 0,73 13,00

Zeitraum 09/2026  -  08/2027
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Erster Bericht des Prüfungsausschusses

Prüfungsjahr: 2024, Prüfungsgegenstand: Gemeinde Lech 

Lech, am 27. November 2025 



2 / 17 

Gemäß § 52 Abs 2 des Vorarlberger Gemeindegesetzes hat der Prüfungsausschuss die Gebarung in 
Bezug auf ihre ziffernmäßige Richtigkeit, auf die Übereinstimmung mit den bestehenden 
Vorschriften, ferner auf die Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen.  

I. LAUFENDE GEBAHRUNG UND BELEGPRÜFUNG

1. Kassaprüfung

Die Kassaprüfung wurde am 3.9.2025 unangekündigt durch Andreas Mathis und Benedikt 
Walch vorgenommen. Der Ist­Stand stimmte mit dem elektronischen Kassa­
Zwischenabschluss (Soll­Stand) zum Zeitpunkt der Prüfung betraglich überein. 
Unregelmäßigkeiten wurden keine festgestellt.

2. Belegprüfung

In seiner ersten Sitzung am 16.6.2025 hat der Ausschuss eine Belegprüfung vorgenommen.
Auffälligkeiten bei dieser Belegprüfung werden nachstehend aufgezeigt: 

2.1. Beleg­Nr. 1553 (Tankstelle Bauhof) 

Bereits im Bericht aus dem Jahr 2023 (für das Prüfungsjahr 2022) wurde das Thema Tanken 
im Bauhof  behandelt und eine Empfehlung hierzu aufgenommen: 

Dem Beleg ist eine Excel­Tabelle mit Privatpersonen angehängt, welche zum Tanken beim 
Bauhof berechtigt sind. Die gelb markierten Personen sind Gemeindemitarbeiter; bei den 
nicht markierten Personen handelt es sich teilweise um Chauffeure der Postbus ÖBB und um 
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weitere Privatpersonen, welche einen Tank­Chip bspw von verstorbenen 
(gemeindeangestellten) Partnern übernommen haben.1

Weiterführend wird auf diesbezügliche Ausführungen unter Pkt. IV.2. Empfehlungen aus 
dem Prüfbericht 2023

2.2. Beleg­Nr. 9856 (Versicherung Wiener Städtische) 

Laut Auskunft von Alois Höring haben Belege mit einem Wert von über EUR 2.000,00 
(zusätzlich) die Zahlungsfreigabe (durch Unterschrift) des Bürgermeisters zu enthalten.  

Dieser Beleg weist eine Zahlung für eine Betriebsversicherung in Höhe von EUR 24.451,80 auf 
und enthält keine Zahlungsfreigabe durch den Bürgermeister. Dieser Beleg ohne 
erforderliche Zahlungsfreigabe blieb jedoch ein Einzelfall. 

2.3. Facility­Management  Zahlungserinnerungen 

Bei der Belegprüfung (z.B. Beleg 8481) hat der Prüfungsausschuss festgestellt, dass 
hinsichtlich kleinerer Beträge für Bestellungen des Facility­Managements Rechnungen nicht 
fristgerecht bezahlt wurden und die Gemeinde Lech aufgrund ausständiger 
Rechnungsbegleichungen immer wieder mit Zahlungserinnerungen und Mahnspesen 
konfrontiert war. 

Empfehlung: Mitteilung und Erinnerung an zuständige Personen des Facility­Managements 
zur Einhaltung der Sorgfalt hinsichtlich rechtzeitiger Rechnungszahlungen. 

2.4. Beleg­Nr. 4733, 4734, 4735 und 4736 (Hauser Catering) 

Diese Belege datieren allesamt vom 31.3.2024 und weisen diverse Leistungen der Firma 
Hauser Catering für Catering­Inventar (Gläser, Tischdecken, Servietten usw.) aus. Nachdem 
die Gemeinde das Catering in den Lechwelten nicht selbst übernimmt, ist fraglich, weshalb 
diese Bestellungen getätigt wurden. In Summe wurden Leistungen in Höhe von EUR 
27.000,00 bezahlt. 

Empfehlung: Falls nicht ohnehin bekannt, ist in Erfahrung zu bringen, wo sich die bestellte 
und bezahlte Ware befindet und ob diese  bei Nichtgebrauch  verwertet werden kann/soll. 

1 Auskunftsperson Otmar Feuerstein, PA­Sitzung am 16.6.2025. 
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2.5. Beleg­Nr. 4141, 4142, 4143 4144, 4145 (Raumplanung Falch) 

Mit Beleg 4145 sind Leistungen des Raumplanungsbüros Falch in Höhe von EUR 1.895,50 iZm 
einem Projektsicherungsvertrag in Rechnung gestellt. 

Nach Information des Prüfungsausschusses sind die Projektsicherungsverträge  wie auch in 
den letzten Prüfberichten bereits bemängelt stets nahezu inhaltsgleich und ist das Büro 
Falch nicht Vertragserrichter dieser Projektsicherungsverträge. Der Projektsicherungsvertrag 
stammt nach Information des Prüfungsausschusses von Rechtsanwalt Dr. Nuener. Es ist 
fraglich, weshalb für einen stetig nahezu unverändert angewendeten bzw herangezogenen 
Projektsicherungsvertrag noch einmal vom Büro Falch Leistungen in Rechnung gestellt 
werden. 

Mit Beleg 4143 hat das Büro Falch im Zusammenhang mit dem Projekt Alpenrose 
EUR 16.103,45 in Rechnung gestellt. Dabei handelt es sich um eine von mehreren 
Rechnungen im Zusammenhang mit dem Projekt Alpenrose. Die Gesamtkosten von 
DI Andreas Falch betreffend Projekt Hotel Alpenrose (2017 bis 2025) belaufen sich auf 
TEUR 135,4.  

Nebst der Tatsache, dass die Kosten des Büros Falch einen nennenswerten Kostenposten der 
Gemeinde Lech darstellen, ist beachtlich, dass die Kosten des Büros Falch iZm Projekten von 
Bauwerbern im Einzelfall erheblich sind.  

Der Prüfungsausschuss hat bereits im Zuge seiner Prüfung des Prüfjahres 2022 (Prüfbericht 
aus dem Jahr 2023, Seite 9) geprüft, ob diese Kosten  von denen die Gemeinde keinerlei 
Nutzen zieht  auf die Kostenverursacher (Projektwerber) umgelegt werden können. Dies 
wurde verneint. 

Wie auch die vergangenen Prüfberichte aufgezeigt haben, werden der Gemeinde Lech 
enorme Summen an Beraterhonorare in Rechnung gestellt. Das Raumplanungsbüro Falch 
dessen Beraterhonorare einen erheblichen Teil davon ausmachen genießt (wegen
scheinbarer Alternativlosigkeit aufgrund spezifischen Know­hows) eine Art Monopolstellung.  

Empfehlung: Es wird empfohlen, für fragliche Beraterhonorare (welche bspw mit 
 und der Honorarleger aber nicht Vertragserrichter 

ist) eine nachvollziehbare Leistungsaufstellung zu verlangen. Zudem könnten Experten bei 
ausgewählten Sitzungen auch virtuell zugeschaltet werden, was die Kosten für die 
Sitzungsteilnahme im Hinblick auf Reisekosten stark reduzieren würde. 
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2.6. Beleg­Nr. 2589 (By FRANS) 

Offenbar wurde am 8.2.2024 eine Vielzahl an Kleidungsstücken (Westen in diversen Größen) 
für die Dorfrezeption bei Franziska Rieder bestellt. Die Auftragssumme beträgt EUR 7.560,00. 
Dem Prüfungsausschuss ist bekannt, dass jedenfalls im Jahr 2024 und in der Wintersaison 
2025 diese Westen von den Mitarbeitern an der Dorfrezeption nicht getragen wurden. 

Es stellt sich sohin die Frage, wie der Auswahlprozess dieser Westen zustande kam und 
weshalb diese Westen nicht getragen wurden/werden. 

2.7. Beleg­Nr. 8644 (Einladung Architekten und BM Hassler) 

Bei diesem Beleg handelt es sich um eine Rechnung des Hotel Krone für ein Mittagessen mit 
Architekten und Michael Hassler im Rahmen der Eröffnung der Lechwelten und Dorfhus im 
April 2024. Nebst Austern und Beef Tatar wurden zwei Magnum­Flaschen Wein zum 
Einzelpreis von EUR 185,00 konsumiert (Gesamtrechnung EUR 861,00). 

Nachdem keinerlei Begründung für diese Essenseinladung dem Beleg angeschlossen ist und 
auch in der Sitzung des Prüfungsausschusses keine Begründung gefunden werden konnte, 
stellt der Ausschuss die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Angemessenheit dieser 
Essenseinladung in Frage. 

Empfehlung: Aufwendungen der Gemeinde, die nicht bereits aufgrund des Titels 
nachvollziehbar sind (wie insbesondere Aufwendungen für Essenseinladungen u.ä.) mögen 
jeweils mit einer Begründung unterlegt werden. In dieser Begründung möge eine kurze 
Ausführung zur Zweckmäßigkeit und Angemessenheit aufgenommen werden.

2.8. Beleg­Nr. 4287 (Rechnung Heizwerk zur Beheizung Zufahrtsrampe Tiefgarage Rüfikopf) 

Hinsichtlich der Beheizung der Zufahrtsrampe der Tiefgarage Rüfikopf stellt sich die Frage, 
ob es sich um eine zwingend notwendige Beheizung handelte oder ob diese Kosten auch für 
eine nicht notwendige Beheizung an bspw warmen, schneefreien Tagen entstanden sind.  

Empfehlung: Es möge evaluiert werden, ob die Beheizung der Zufahrtsrampe zur Tiefgarage 
Rüfikopf in ausschließlich notwendigen Zeiten eingeschaltet wird. 

3. Kundenforderungen / Mahnwesen / Statusbericht 

Im Jahr 2023 wurde bereits ein automatisiertes Mahnwesen für Kundenforderungen 
errichtet. Aus der nachstehend auszugsweise abgebildeten Offene­Posten­Liste ist 
ersichtlich, dass sich die offenen Kundenforderungen per 31. März 2025 gegenüber dem 
Vorjahr beträchtlich verringert haben, was als sehr positiv zu werten ist.
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Auszug OP­Listen: 

II. VORSCHLAG ABGABENPRÜFUNG/FEWO­PRÜFUNG

Markus Baumeister erläutert dem Ausschuss seinen Vorschlag für Abgabenprüfungen und 
Überprüfung von Verdachtsfällen bzgl. illegaler FEWO­Nutzung anhand eines Handouts, das 
an alle Mitglieder ausgeteilt wurde.  

Der Ausschuss befürwortet den Vorschlag der Finanzabteilung, dass im nächsten Jahr eine 
erste Tranche der Beherbergungsbetriebe bzgl. Gästetaxe und Tourismusbeitrag geprüft 
werden soll, und im laufenden Jahr der Tourismusbeitrag der restlichen Gewerbebetriebe 
und Selbstständigen. 

Zudem schildert Markus Baumeister die Hürden iZm mit der Prüfung illegaler 
Zweitwohnsitze. Eine Prüfung kann evident nur durch 
flächendeckende erfolgen. Für Feststellungen illegaler FEWO­Nutzung zu allen 

Wochentagen und Uhrzeiten wäre ein Mitarbeiter vor Ort sinnvoll bzw erforderlich. Markus 
Baumeister, der mit diesen Aufgaben betraut ist, ist selbst nur 1­2 Tagen pro Woche vor Ort.  

Bei vielen bisherigen Anzeigen der Gemeinde Lech und den anschließenden Verfahren wurde 
in den letzten 10 Jahren von der BH Bludenz Strafen zwischen EUR 1.500 bis EUR 3.000 
verhängt. Einerseits ist diese Strafhöhe ­Nutzung nicht 
wirklich effektiv. Andererseits obsiegen Beschwerdeführer oft vor dem 
Landesverwaltungsgericht Vorarlberg.  

Der Grund für diese erfolgreichen Bescheidbeschwerden liegt darin, dass die BH Bludenz als 
belangte Behörde  aus welchem Grund auch immer  keinen Vertreter zu den 
Gerichtsterminen entsendet, und daher als belangte Behörde am Verfahren nicht aktiv 
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teilnimmt. Die Konsequenz ist, dass Behauptungen und Vorbringen des Beschwerdeführers 
weitestgehend unwidersprochen bleiben, was die Position der BH Bludenz  und letztendlich 
insbesondere der Gemeinde Lech als Anzeiger deutlich schwächt. 

Der von der Gemeinde Lech zuständige Mitarbeiter wird bei diesen Verhandlungen meist 
lediglich als Zeuge geladen.   

Ein baldiger Erfahrungsaustausch mit den dafür zuständigen Mitarbeitern der Gemeinde 
Mittelberg/Kleinwalsertal, die bei solchen Verfahren über die BH Bregenz auch bei den 
Beschwerden anscheinend recht erfolgreich ist2, sollte unbedingt zeitnah stattfinden. 

Empfehlung: Angelehnt an obige Ausführungen wird empfohlen, nebst Markus Baumeister 
eine zusätzliche Person welche ständig vor Ort ist  mit Erhebungen und Feststellungen iZm 
illegal Ferienwohnungsnutzungen zu betrauen. Hinsichtlich der Rechtsdurchsetzung sollte 
zeitnah ein Erfahrungsaustausch mit Gemeinden in ähnlicher Lage erfolgen, wie bspw mit 
den zuständigen Mitarbeitern der Gemeinde Mittelberg. 

III. WEITERE PRÜFBEREICHE

4. Naturhüsle (Waldkindergarten) 

Das Budget zum Bau des Naturhüsle wurde eingehalten. Die abschließenden Gesamtkosten 
betrugen rd. TEUR 80. Für eine Nutzung liegen sämtliche erforderlichen Bescheide vor. 
Allerdings ist (bescheidmäßig) lediglich eine Sommernutzung möglich. Für die Nutzung als 
Waldkindergarten  fehlt es an hierfür pädagogisch ausgebildetem Personal. Mangels 

Kenntnisse zur möglichen (alternativen) Nutzung bzw Auslastung ist eine Beurteilung dieses 
Finanzaufwandes für den Ausschuss nicht möglich. Dieser Punkt wird im nächsten Bericht des 
Prüfungsausschusses betreffend das Prüfungsjahr 2025 erneut behandelt. 

5. Kassahütte Schwimmbad 

Die Kassahütte des Waldschwimmbads wurde im Jahr 2024 erneuert. Dazu existiert aber kein 
gültiger Baubescheid, da die Gemeinde Lech die Erneuerung als Sanierung bewertete. Die 
Deklaration als Sanierung ist jedoch in Frage zu stellen, da die alte Kassahüte zur Gänze
abgerissen wurde und um ein paar Meter versetzt neu errichtet wurde. Zudem weist die neue 
Kassahütte eine massivere Bauart als der Ursprungsbestand auf.  

2 Auskunft Markus Baumeister 
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Auch angrenzende Liegenschaftseigentümer (Grundnachbarn) wurden über diese 
Versetzung und mutmaßliche Neubaumaßnahme nicht informiert.3

Empfehlung: Es möge ordnungsgemäß ein Bauantrag bei der zuständigen Behörde gestellt 
werden, um allfällige Missstände zu bereinigen und um eine negative Signalwirkung zu 
vermeiden. 

6. Brücke Platte

Aufgrund des vorhandenen Brückensanierungskonzepts der Gemeinde Lech wurde die 
Brücke Platte im Jahr 2024 saniert. Die Auftragsvergabe erfolgte aufgrund einer 
Ausschreibung. Im Zuge der Sanierungsarbeiten hat sich herausgestellt, dass diese Brücke in 
einem viel desolateren Zustand war als bei Auftragsvergabe angenommen. Mehrkosten der 
Sanierung in Höhe von EUR 200.000,00 waren die Folge. Auf Nachfrage wurde dem Ausschuss 
erläutert, dass Kosten für eine Brückensanierung kaum abschätzbar sind, da oft keine 
vollständigen Unterlagen zum Zustand der Brücke vorhanden sind und der tatsächliche 

 eruiert werden kann. 

Laut Gemeindeverwaltung stellt die Bauzeitenverordnung zudem ein erhebliches Problem in 
der Sanierungsplanung dar. Da eine Baukostenüberschreitung bei Brückensanierungen eher 
der Regelfall ist, erachtet es der Ausschuss als sinnvoll, eine Sicherheitsbudgetierung 
vorzunehmen. 

Empfehlung: Aufgrund bekannter Probleme und Unsicherheiten bei geplanten 
Brückensanierungen wird empfohlen, bei Brückensanierungen einen Sicherheitspuffer zu 
budgetieren und Ausnahmen von der Bauzeitverordnung anzustreben (was aber eher eine 
politische Angelegenheit ist). Durch das Budgetieren eines Sicherheitspuffers kann auch der 
bürokratische Weg verkürzt werden, da eine Budgetüberschreitung nicht erneut beschlossen 
werden müsste. 

7. Mängelliste GZL

Es existieren einige Mängel, welche von der Gemeinde in einer Mängelliste festgehalten 
wurden. Offenbar ist es so, dass sich Baumeister Hassler für die Entgegennahme der Mängel 
und Koordinierung der Mängelbehebung nicht zuständig fühlt. Dem Ausschuss ist auch 
unklar, welche Aufgaben Baumeister Hassler vertraglich übernommen hat.

3 Auskunft Andreas Mathis 
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Eine Rechnungsfreigabe erfolgte stets durch Baumeister Hassler. Somit müsste BM Hassler 
nach Ansicht des Ausschusses auch die einzelnen Gewerke vor Freigabe der Rechnung 
geprüft haben.

Zudem ist es so, dass viele Mängel einiger Abteilungen noch gar nicht bekannt sind bzw in 
die Mängelliste aufgenommen wurden. 

In diesem Zusammenhang ist auch fraglich, ob die Dimensionierung der Personenaufzüge 
bzw der ausgeführten Aufzugsschächte in den Lechwelten lege artis erfolgte. Für den 
Ausschuss ist unstrittig, dass die Personenaufzüge bei Veranstaltungen mit hoher 
Besucheranzahl sind und es häufig zu einem Rückstau sowohl vor 
Veranstaltungsbeginn als auch nach Veranstaltungsende kommt.4 Anzumerken ist, dass die 
Dimensionierung der Personenaufzüge bereits im Jahr 2021 in der Gemeindevertretung 
thematisiert und auch kritisch hinterfragt wurde. Offenbar gab es (auch) zur 
Dimensionierung der Personenaufzüge eine Untersuchung des Generalplaners: 

Empfehlung: Prüfung, zu welchen Dienstleistungen sich Baumeister Hassler vertraglich 
verpflichtet hat, wer für die Abnahme der Gewerke zuständig ist, wann die 
Gewährleistungsfristen begonnen haben und wer für die Koordinierung der 
Mängelbehebung und insbesondere für Mängelrügen verantwortlich ist. Es sollte rechtlich 
geprüft werden, welche konkreten Pflichten Baumeister Hassler treffen und welche Pflichten 
die Gemeinde treffen. Insbesondere muss für die Gemeinde klargestellt sein, welche 
Pflichten sie hinsichtlich der Mängelrüge und Mängelbehebung trifft.

Zusätzlich wird empfohlen, dass ein kurzer Austausch mit jedem Abteilungsleiter erfolgt, um 
bislang nicht bekannte Mängel zu erfassen. 

4 Eigene Wahrnehmungen von Ausschussmitgliedern sowie Hinweise von Veranstaltungsteilnehmern. 

Abbildung 1: Auszug aus dem Protokoll der 12. Sitzung der Gemeindevertretung am 10.05.2021
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8. Gemeindezentrum Lech (Dorfhus  Lechwelten  Tiefgarage) 

Dem Ausschuss wird die Endabrechnung GZL, eine Gesamtkostenübersicht 
(Kostenfeststellung) präsentiert. Anzumerken ist, dass diese Gesamtkostenübersicht bereits 
im Finanzausschuss thematisiert und abgehandelt wurde. 

Einige Gewerke bzw Zusatzkosten wurden wie bei Bauvorhaben der öffentlichen Hand 
offenbar üblich  (bewusst) aus der Budgetierung ausgenommen, um geplanten Baukosten 
möglichst gering darzustellen. Bei vielen dieser Zusatzkosten handelt es sich zutreffend auch 
um Kosten, die mit dem Bau in keinem direkten Zusammenhang stehen, sondern eher die 
Ausstattung des Gebäudes betreffen. Auffällig dabei sind jedoch einige Positionen, die wohl 
als notwendiger Bestandteil eines öffentlichen Gebäudes anzusehen sind, wie bspw eine 
Schließanlage, die sich schließlich mit (zusätzlich) rd TEUR 244 als außerplanmäßige Kosten 
niederschlug. 

Nachvollziehbar ist, dass weitere Errichtungskosten außerhalb des Budgets, wie bspw
Reinigungskosten des Rohbaus, Kosten für weitere politische Sitzungen und Kosten für 
Infoveranstaltungen nicht in die Planungskosten aufgenommen werden (können/konnten).  

Für den Ausschuss jedoch nicht nachvollziehbar ist, weshalb Gebäude­immanente 
Kostenpositionen, wie bspw eine Schließanlage oder die Bühnentechnik, nicht vorab 
transparent budgetiert wurden bzw weshalb Mehrkosten für diese Anschaffungen (welche 
in einem viel späteren Stadium bzw nach Fertigstellung entstehen) zwecks Beschönigung der 
Planungskosten ausgeklammert wurden.  

Nun mag es zwar sein, dass eine Ausklammerung solcher Kostenposten aus der ersten 
Kostenschätzung (bei Bauvorhaben der öffentlichen Hand) politischer Usus ist. Kritisch 
gesehen werden allerdings die dadurch notwendigen Zusatzbeschlüsse für Budgetierung von 
Mehraufwand, mit welchen aufgrund der Intransparenz der anfänglichen Kostenschätzungen 
nicht gerechnet werden konnte. 

Darüber hinaus ist hinsichtlich der Finanzierung anzumerken, dass die erste Zahlungsrate mit 
Zinsen in Höhe von 0,69 % finanziert wurde; die zweite Rate sodann bereits mit 2,53 %5, 
wodurch ein Zinsnachteil in Höhe von 1,84 % zu Buche schlägt. Ergo hätte eine 
transparentere Kostenschätzung mutmaßlich auch Zinsvorteile bei der Finanzierung 
gebracht. 

5 Zinsdaten aus dem Voranschlag 2024 
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Wer bzw welches Gremium die Entscheidung getroffen hat, gewisse (vorab bekannte) 
Kostenpositionen aus der Kostenschätzung auszuklammern oder wie generell Einfluss auf die 
Budgetierung genommen wurde oder inwiefern eine Budgetierung gezielt beschönigt wurde, 
entzieht sich der Kenntnis des Prüfungsausschusses. Der Ausschuss hält ausdrücklich fest, 
dass es nicht seine Aufgabe ist  und er dazu auch nicht in der Lage ist  sich derartigen Fragen 
zu widmen oder solchen nachzugehen. Der Ausschuss hält an seiner Aufgabe fest, 
Intransparenz bei Kostenschätzungen/Budgetierungen festzustellen und in seinem Bericht 
aufzuzeigen. Welche Konsequenzen daraus gezogen werden, obliegt nicht der Kompetenz 
des Prüfungsausschusses.

Empfehlung: Um bei künftigen Bauvorhaben bereits Kosten budgetieren zu können, welche 
dem Bauwerk selbst nicht immanent sind, jedoch in der Gesamtschau für das Bauwerk als 
Teil der Gesamtkosten zu betrachten sind, soll das Projekt Work Case
werden. Anhand der Gesamtabrechnung GZL könnten künftig mögliche Kostenfaktoren 
eruiert werden, welche auch das geplante Projekt betreffen (könnten).  

Abschließend zu diesem Punkt merkt der Prüfungsausschuss äußerst positiv an, dass die 
Aufarbeitung seitens der Gemeindeverwaltung, hier insbesondere der Finanzabteilung, sehr 
gewissenhaft und vollständig erfolgte und der Prüfungsausschuss sämtliche Anfragen 
zeitnah, detailliert und transparent erhielt.  

9. Kosten James Nachtbus  Sommer/Winter 

Ein James­Winterticket hat im Jahr 2024/25 EUR 70,00 gekostet. Davon wurden 783 Stück 
verkauft. Der Verkauf von Winter­Tickets stellt einen wesentlichen Einnahme­Posten für die 
Gemeinde dar. 

Empfehlung: Bewerbung des Winter­Tickets bei Betrieben als Mitarbeiter­Goodie. Im 
Verkauf des Winter­Tickets liegt nach Ansicht des Ausschusses ein ausschöpfbares 
Einnahmenpotenzial. 

10. Busfahrten Formarinsee/Spullersee 

Mit saisonaler Schließung der Hütten und Almen ist eine Bewirtung im Zugertal und bei den 
Seen nicht mehr gegeben. Dennoch wird der Busfahrplan zu den Seen vollumfänglich 
aufrechterhalten, was ein Überangebot und Leerfahrten bzw Fahrten mit wenig Auslastung 
zur Folge hat. 

Empfehlung: Mit der Abnahme des Bewirtungsangebots bzw mit der Schließung der Hütten 
und Almen sollte die Taktung des Busfahrplans zu den Seen evaluiert werden. Zudem wird 
empfohlen, mit den Hüttenwirten ein Einvernehmen hinsichtlich der Öffnungszeiten zu 
finden. 
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11. Pistenrettung  

Die Pistenrettung sowie die Unterkünfte für die Pistenretter bezahlt zumindest zu einem 
Großteil die Gemeinde. Da eine Pistenrettung nicht unter das öffentliche Rettungswesen fällt
und im Zuge der abgeschlossenen Beförderungsverträge mit den Seilbahnunternehmen wohl 
als vertragliche Nebenpflicht anzusehen ist6, hat ein Seilbahnunternehmen selbst einen 
Rettungsdienst einzurichten. Dieser kann vom Skigebiet­Betreiber selbst oder von einem 
vom Pistenhalter beauftragten befugten und befähigten Dritten besorgt werden.

Laut Vertrag zwischen der Gemeinde Lech und der Ski Arlberg, Pool West Lech­Oberlech­Zürs 
GesbR (Liftgesellschaften von Lech, Oberlech und Zürs) vom 8.9.2020

­ wird die Pistenrettung im Skigebiet Lech­Oberlech­Zürs von der Gemeinde Lech 
betrieben; 

­ hierfür ein Abgangsdeckungsbeitrag in Höhe von EUR 75.000,00 je Wintersaison 
(wertgesichert) an die Gemeinde geleistet; 

­ ein Verlust nach Abzug des Deckungsbeitrages im Verhältnis 50/50 aufgeteilt;
­ stellt der Pool West die Mittagessen für die Pistenretter; 
­ verpflichtet sich die Gemeinde, keine Kosten für Logis, Mitarbeitersuchen,

Verwaltungskosten etc. zu verrechnen. 

Nicht nachvollziehbar ist nun, weshalb die Gemeinde Lech (i) die Pistenrettung betreibt und 
insbesondere (ii) den sich aus dem Betrieb der Pistenrettung ergebenden Verlust  zu einem 
erheblichen Teil trägt.  

Jedenfalls seit dem Jahr 2018 (mit Ausnahme des Jahres 2020) hatte die Gemeinde trotz 
Abgangsdeckungsbeitrag nicht unerhebliche Verluste aus dem Betrieb der Pistenrettung zu 
tragen (2018: TEUR ­21, 2019: TEUR ­38, 2020: TEUR +37, 2021: TEUR ­39, 2022: TEUR ­27).7

Die Gemeinde Lech übernimmt also freiwillig eine Aufgabe zu Gunsten der 
Skiliftgesellschaften, wobei ihr daraus jährlich erhebliche Verluste entstehen. 

Empfehlung: Evaluierung des Vertrages mit den Skiliftgesellschaften hinsichtlich der 
Übernahme des Betriebs einer Pistenrettung und generell Infragestellung dieser 
verlustträchtigen Aufgabe. 

6 Dieser Meinung ist auch die Wirtschaftskammer, Sparte Seilbahnen 
7 Bericht zu Einnahmen und Ausgaben: Pistenrettung Jahre 2018­2022, Finanzausschuss 
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IV. EMPFEHLUNGEN AUS VORANGEGANGENEN BERICHTEN 

1. Empfehlungen aus dem vorangegangenen Bericht 

Die Empfehlungen aus dem Prüfungsjahr 2023 (laut Prüfbericht 2024) sind nachstehend kurz 
dargestellt. Zusätzlich ist nach Auskunft von Alois Höring, Leiter Abteilung Finanzen der 
Gemeinde Lech  der Bearbeitungsstatus dieser Empfehlungen kurz erläutert.

1.1. Empfehlung 1: Offenbar gibt es in der Gemeinde kein Evidenzsystem, welches sicherstellt, 
dass einmal abgeschlossene Projektsicherungsverträge von den Vertragspartnern auch 
eingehalten werden. An der Umsetzung dieses Systems wird bereits gearbeitet und es ist 
dringend einzuführen

Dieser Empfehlung wurde noch nicht nachgekommen. 

1.2. Empfehlung 2: Es ist nicht einzusehen, wieso ein Berater für Raumplanung die 
Oberhand über die Verträge mit den Bauwerbern der Gemeinde hat

Dieser Empfehlung wurde abschließend nachgekommen, indem nunmehr die Gemeinde 
selbst die Oberhand über die Projektsicherungsverträge hat.

1.3. Empfehlung 3: Die Gemeinde möge bei den Projektsicherungsverträgen dringend 
Rechtssicherheit herstellen. Hierzu gehört auch eine brauchbare Definition eines 
Hotelbetriebs

Dieser Empfehlung wurde noch nicht nachgekommen. Der Prüfungsausschuss merkt an, dass 
eine wirkliche Rechtssicherheit wohl erst durch diverse Judikate überhaupt herstellbar ist.

1.4. Empfehlung 4: Ein alternatives Instrument zu den Projektsicherungsverträgen oder 
aber eine Weiterentwicklung der bestehenden Verträge im Sinne des Vorarlberger 
Raumplanungsgesetzes sollte angestrebt werden

Dieser Empfehlung wurde noch nicht abschließend nachgekommen. Diese Bemühungen 
liegen derzeit noch in Bearbeitung bei der Fachabteilung. 

1.5. Empfehlung 5: Es liegt eine Liste jener Projekte vor, bei denen zweifelhaft ist, ob 
diese vorsteuer­ abzugsberechtigt sind. Es möge in der Gemeindevertretung die Frage 
behandelt werden, ob diese Liste mit Verdachtsfällen den Finanzbehörden zur Verfügung
gestellt werden sollte

Dieser Punkt wurde bereits aufgegriffen. Seitens der Gemeindeverwaltung wurden sämtliche 
Schritte hierfür vorbereitet; laut Auskunft von Markus Baumeister mangelte es jedoch an der 
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Kooperation mit dem Finanzministerium bzw. an einer konkreten Absicht des 
Finanzministeriums, einen avisierten Termin mit einem Staatssekretär wahrzunehmen.

1.6. Empfehlung 6: Die Gemeinde möge Abschlagszahlungen bei den Gebühren und Beiträgen
für Wasser­ und Kanalanschluss vorschreiben

Dieser Empfehlung wurde aufgegriffen. Von der Finanzabteilung wurde alles abschließend 
vorbereitet; an der Umsetzung mangelt es noch aufgrund der personellen Ausstattung im 
Bauamt. 

1.7. Empfehlung 7: Berechnung der Flächen zur Festlegung der Anschluss­ und 
Ergänzungsbeträge für Wasser und Kanal anhand DWG­Datei (Digitale 
Flächenermittlung)

Dieser Empfehlung wurde abschließend nachgekommen.  

1.8. Empfehlung 8: Die historischen Dokumente unserer Gemeinde müssen nach aktuellem 
Stand sicher verwahrt werden

Dieser Empfehlung wurde noch nicht abschließend nachgekommen. Die historischen 
Dokumente der Gemeinde werden nach den derzeitigen Möglichkeiten sicher verwahrt. Eine 
weitere Verbesserung der Verwahrung ist derzeit noch in der Planungs­ bzw. 
Umsetzungsphase. 

1.9. Empfehlung 9: Man möge diskutieren das Haus  in Zug der Gemeinde Klösterle
zu schenken oder eine anderweitige Verbesserung herbeizuführen

Diese Empfehlung wurde aufgegriffen und die Angelegenheit evaluiert. Eine Schenkung sei 
schon deshalb keine Option, da zum damaligen Zeitpunkt die Kosten­Nutzen­Relationen 
positiv war. 

1.10. Empfehlung 10: Eine Verbesserung der Gesamt­Situation Rüfigarage ist 
anzustreben

Dieser Empfehlung wurde noch nicht abschließend nachgekommen. Es war gewünscht, dass 
eine Gebührenerhöhung vermieden wird; jedoch auch keine Stellplätze verkauft werden. 
Derzeit ist eine Lösung noch ausständig.

1.11. Empfehlung 11: Vor zwei Jahren hat der PA empfohlen, die Überstundenkonten
laufend im Blick zu halten, und es wurde im Nachgang eine Arbeitszeitverordnung 
erlassen. Diese wird nicht in allen Abteilungen gleichermaßen umgesetzt, es wird auf 
die damalige Empfehlung verwiesen



15 / 17 

Dieser Empfehlung wurde abschließend nachgekommen. 

1.12. Empfehlung 12: Es sollte sich bei der Inanspruchnahme von Beratungsleistungen 
nach Möglichkeit auf nur ein Beratungsunternehmen konzentriert werden

Dieser Empfehlung wurde abschließend nachgekommen, indem bspw die Rechtsberatung 
und Finanzberatung nunmehr jeweils ein Dienstleister herangezogen wird. 

1.13. Empfehlung 13: Die Inanspruchnahme von juristischen Dienstleistungen durch die 
unterschiedlichen Abteilungen des Gemeindeamtes sollte zentral durch eine Person 
koordiniert, bewilligt und verantwortet

Dieser Empfehlung wurde zum Teil nachgekommen, indem in juristischer Hinsicht nunmehr 
die Gesamtkoordination beim Gemeindesekretär liegt.

1.14. Empfehlung 14: Der Zukauf von Leistungen externer Personen sollte 
grundsätzlich auf seine Notwendigkeit überprüft und reduziert werde

Dieser Empfehlung wurde teilweise nachgekommen. Auch hinsichtlich dieser Empfehlung ist 
erneut an die Abteilungsleiter heranzutreten mit dem Ersuchen, externe Dienstleister nur bei 
absoluter Notwendigkeit heranzuziehen. 

2. Empfehlungen aus dem Prüfbericht 2023

Zwei Empfehlungen aus dem Prüfbericht 2023 betreffend das Prüfungsjahr 2022 sind noch 
nicht (vollständig) umgesetzt. Betreffend das Tanken beim Bauhof der Gemeinde Lech wurde 
empfohlen, dass eine Tankregelung erlassen und ggf eine entsprechende Konzession 
beantragt wird. Hierzu ist festzuhalten, dass neue Privatpersonen, welche tanken dürfen,
bis auf die Notwendigkeit für ÖBB­Postbusfahrer  nicht dazugekommen sind. Es werden 
auch keine zusätzlichen Tankchips an weitere Privatpersonen vergeben.8

Die Gemeinde hat nun eine Konzession beantragt. Bei jenen Privatpersonen, welche noch 
einen Tankchip besitzen, handelt es sich um "Altbestand". Nicht bei allen dieser 
Privatpersonen lässt sich ein Konnex zur Gemeinde bzw Gemeindeverwaltung herstellen.9

8 Auskunft Otmar Feuerstein 
9 Auskunft Otmar Feuerstein 
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V. ÜBERSICHT DER AKTUELLEN EMPFEHLUNGEN 

Empfehlung 1: Mitteilung und Erinnerung an zuständige Personen des Facility­Managements auf 
Einhaltung der Sorgfalt hinsichtlich rechtzeitiger Rechnungszahlungen. Seite 3 

Empfehlung 2: Falls nicht ohnehin bekannt, ist in Erfahrung zu bringen, wo sich die bestellte und 
bezahlte Ware befindet und ob diese  bei Nichtgebrauch  verwertet werden kann/soll Seite 3

Empfehlung 3: Es wird empfohlen, für fragliche Beraterhonorare (welche bspw mit 

nachvollziehbare Leistungsaufstellung zu verlangen. Zudem könnten Experten bei ausgewählten 
Sitzungen auch virtuell zugeschalten werden, was die Kosten für die Sitzungsteilnahme im Hinblick 
auf Reisekosten stark reduzieren würde. ..... ..Seite 4

Empfehlung 4: Aufwendungen der Gemeinde, die nicht bereits aufgrund des Titels nachvollziehbar 
sind (wie insbesondere Aufwendungen für Essenseinladungen u.ä.) mögen jeweils mit einer 
Begründung unterlegt werden. In dieser Begründung möge eine kurze Ausführung zur 
Zweckmäßigkeit und Angemessenheit aufgenommen werden. Seite 5

Empfehlung 5: Es möge evaluiert werden, ob die Beheizung der Zufahrtsrampe zur Tiefgarage 
Rüfikopf in ausschließlich notwendigen Zeiten eingeschaltet wird. Seite 5 

Empfehlung 6: Angelehnt an obige Ausführungen wird empfohlen, nebst Markus Baumeister eine 
zusätzliche Person welche ständig vor Ort ist  mit Erhebungen und Feststellungen iZm illegal 
Ferienwohnungsnutzungen zu betrauen. Hinsichtlich der Rechtsdurchsetzung sollte zeitnah ein 
Erfahrungsaustausch mit Gemeinden in ähnlicher Lage erfolgen, wie bspw mit den zuständigen 
Mitarbeitern der Gemeinde Mittelberg. Seite 7 

Empfehlung 7: Es möge ordnungsgemäß ein Bauantrag bei der zuständigen Behörde gestellt 
werden, um allfällige Missstände zu bereinigen und um eine negative Signalwirkung zu vermeiden. 

Seite 8 

Empfehlung 8: Aufgrund bekannter Probleme und Unsicherheiten bei geplanten 
Brückensanierungen wird empfohlen, bei Brückensanierungen einen Sicherheitspuffer zu 
budgetieren und Ausnahmen von der Bauzeitverordnung anzustreben (was aber eher eine 
politische Angelegenheit ist). Durch das Budgetieren eines Sicherheitspuffers kann auch der 
bürokratische Weg verkürzt werden, da eine Budgetüberschreitung nicht erneut beschlossen 

Seite 8 

Empfehlung 9: Prüfung, zu welchen Dienstleistungen sich Baumeister Hassler vertraglich 
verpflichtet hat, wer für die Abnahme der Gewerke zuständig ist, wann die Gewährleistungsfristen 
begonnen haben und wer für die Koordinierung der Mängelbehebung und insbesondere für
Mängelrügen verantwortlich ist. Es sollte rechtlich geprüft werden, welche konkreten Pflichten 
Baumeister Hassler treffen und welche Pflichten die Gemeinde treffen. Insbesondere muss für die 
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Gemeinde klargestellt sein, welche Pflichten sie hinsichtlich der Mängelrüge und Mängelbehebung 
Seite 9

Empfehlung 10: Um bei künftigen Bauvorhaben bereits Kosten budgetieren zu können, welche dem 
Bauwerk selbst nicht immanent sind, jedoch in der Gesamtschau für das Bauwerk als Teil der 

Work Case
Anhand der Gesamtabrechnung GZL könnten künftig mögliche Kostenfaktoren eruiert werden, 

Seite 11 

Empfehlung 11: Bewerbung des Winter­Tickets bei Betrieben als Mitarbeiter­Goodie. Im Verkauf 
des Winter­Tickets liegt nach Ansicht des Ausschusses ein ausschöpfbares Einnahmenpotenzial. 

Seite 11

Empfehlung 12: Mit der Abnahme des Bewirtungsangebots bzw mit der Schließung der Hütten und 
Almen sollte die Taktung des Busfahrplans zu den Seen evaluiert werden. Zudem wird empfohlen, 

Seite 11

Empfehlung 13: Evaluierung des Vertrages mit den Skiliftgesellschaften hinsichtlich der Übernahme 
des Betriebs einer Pistenrettung und generell Infragestellung dieser verlustträchtigen Aufgabe. 

Seite 12

* * * 

Für den Prüfungsausschuss

Der Obmann 
Mag. Benedikt Walch 
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